
Steuerliche Informationen zum 
Jahreswechsel 2008/2009

Steuerliche Initiativen der Bundesregierung

• Erbschaft und Schenkungsteuer wird reformiert
• Maßnahmenpaket zur Überwindung der Konjunkturschwäche
• Verbesserungen für Familien beschlossen
• Das geplante Jahressteuergesetz 2009 
• Gesetz zur Moderni sierung und Entbürokratisierung 
 des Steuerverfahrens
• Investitionszulage soll befristet fortgeführt werden

 
Handlungsempfehlungen und Gestaltungs-

hinweise zum Jahresende

• Der Abgeltungsteuer mit Vernunft begegnen 
Abgeltungsteuer: Muss Religionszugehörigkeit der Bank mitge-• 
teilt werden?

• Investitionsabzugsbetrag
• Sonderabschreibung
• Degressive Abschreibung: 
• Geringwertige Wirtschaftsgüter 
• Aufwendungen für Weihnachtsfeier
• Geschenke an Geschäftsfreunde
• Geschenke an Arbeitnehmer
• Jahresbescheinigung – Steuerbescheinigung
• Zweit-Depot eröffnen
• Gewinnausschüttung bei der GmbH 
• Publizitätspfl icht bei Kapitalgesellschaften
• Anzeigepfl icht bei Beitritt zu geschlossenen Fonds im Ausland 
• Ab 1.1.2009 besteht Krankenver sicherungspfl icht für alle

Für alle Steuerpfl ichtigen
• Die neue Steuer-Identifi kationsnummer
• Sonderausgabenabzug von privaten Krankenversicherungsbei-

trägen bzw. von Beiträgen zu berufsständischen Versorgungs-
einrichtungen

• Haushaltsnahe Dienstleistungen: strenge Anforderungen an den 
Nachweis der Bezahlung der Handwerkerrechnung 

• Fahrtenbuch
• Gebrauchtwagenverkauf innerhalb eines Jahres nach Anschaf-

fung steuerbar
• Steuerliche Abziehbarkeit von Aufwendungen, die ein Dritter 

übernommen hat

• Steuerklassenänderung kann zu höherem Elterngeld führen  
• Kindergeld: Fallbeilwirkung/Praktikum
• Abwicklung von Einkünften aus Kapitalvermögen über das 

Konto des Kindes
• Einsprüche bezüglich der Einkünfte aus Kapitalvermögen und 

des Solidaritätszuschlags
• Informationsaustausch zwischen Finanzamt und Staatsanwalt-

schaft 
• Neue Hinzuverdienstgrenzen für Rentner 
• Arbeitnehmer-Pauschbetrag bei Einkünften aus selbstständiger 

und nicht selbstständiger Arbeit
Aufwendungen für Auslandssprachkurs als Werbungskosten• 

• Übernahme von Studiengebühren durch den Arbeitgeber für den 
Besuch einer Berufsakademie 

• Wegfall der Zweijahresfrist bei Antragsveranlagung
• Für das Verlegen des Hausanschlusses gilt der ermäßigte 

Umsatzsteuersatz
• Keine nachträgliche Anrechnung von Kapitalertragsteuer nach 

Ablauf der Zahlungsverjährungsfrist
• Frage der Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuer liegt erneut 

vor dem Bundesverfassungsgericht
• Grundsteuererlass bei strukturell bedingter Ertragsminderung
• Grunderwerbsteuerrechtliche Behandlung von Fotovoltaik- und 

Solaranlagen
• Grunderwerbsteuer-Umsatzsteuer-Cocktail für Bauherren landet 

vor dem EuGH

Für Gewerbetreibende / Freiberufl er

• Übernachtungskosten für Unternehmer nur noch mit Übernach-
tungsbeleg steuerlich ansetzbar 

• Ordnungsmäßigkeit eines Fahrtenbuchs trotz kleinerer Mängel?
• Arbeitsverträge unter Angehörigen müssen strenge Anforde-

rungen erfüllen
• Der Bundesfi nanzhof beseitigt Vererblichkeit des Verlustvortrags
• Abzug von Kosten einer Bewirtung bei Schulungsveranstaltung

Steuer-Identifi kationsnummer vom Arbeitnehmer bis 31.12.2008 • 
anfordern

• Erweiterung der Aufzeichnungs- und Mitteilungspfl ichten des 
Arbeitgebers

• Keine Umsatzsteuer mehr auf Grund stücks entnahme bei ge-
mischt genutzten Grundstücken

• Anforderungen an zum Vorsteuerabzug berechtigende Rech-
nungen
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Besten Dank für das uns im Jahr 2008 entgegengebrachte Vertrauen, 
frohe Weihnachten 

und ein gesundes und erfolgreiches neues Jahr!

• Zugriff des Finanzamts auf datenver arbeitungsgestützte Buch-
führung

• Künstlersozialabgabe für alle Unternehmen ein Thema
• Vermögensübergabe gegen Versorgungsleistun gen 
• Rentenversicherungspfl icht für Selbstständige
• Wegfall der Pfl ichtversicherung in der Berufsgenossenschaft für 

Unternehmer und mitarbeitende Ehepartner zum 31.12.2007
• Aufbewahrung der Belege und Einzelaufzeichnungen von 

Betriebseinnahmen bei Einnahmen-Überschuss-Rechnung
• Aufbewahrungsfristen

Für die GmbH und deren Geschäftsführer

• Angemessenheit von Geschäftsführervergütungen bei mehreren 
Geschäftsführern

• Einbeziehung von Jahresfehlbeträgen in die Bemessungsgrund-
lage der Gewinntantieme

• Verbotene private Pkw-Nutzung durch den Gesellschafter einer 
GmbH

• Zusage einer sofort unverfallbaren Altersrente: Kapitalabfi n-
dungsrecht bei Fortführung des Dienstverhältnisses 

• Pfl icht zur Reduzierung des Geschäftsführergehalts in der Krise 
der GmbH

• Irrtum bei der Beurteilung zur Sozial versicherungspfl icht bei 
einem GmbH-Geschäftsführer

• Zusammentreffen von Massesicherungspfl icht und Pfl icht zur 
Abführung von Sozialabgaben beim GmbH-Geschäftsführer

Interessante wirtschaftliche und 
arbeitsrechtliche Themen

• GmbH-Recht wurde modernisiert
• Schutz der Handwerker durch das Forderungssicherungsgesetz
• Neuer Basistarif in der privaten Krankenversicherung
• Geltungsbereich des Kündigungsschutzgesetzes in 
 Kleinbetrieben
• Reform der Pfl egeversicherung zum 1.7.2008
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Steuerliche Initiativen der Bundesregierung

• Erbschaft und Schenkungsteuer 
wird reformiert

Bereits am 20.11.2007 stellte das Bundesfi nanzmi-
nisterium den Entwurf des geplanten Erbschaft- und 
Bewertungsgesetzes vor. Der Entwurf zielte auf eine 
realitätsgerechte Bewertung aller Vermögensklas-
sen nach Verkehrswerten. 
Am 6.11.2008 einigten sich die Regierungsparteien 
nach langen, zähen Verhandlungen auf die Reform, 
deren Inkrafttreten für den 1.1.2009 vorgesehen ist. 
Nachfolgend soll ein erster Überblick über das Re-
formpaket gegeben werden.

Freibeträge: Witwer und Witwerinnen, eingetragene 
Lebenspartner sowie Kinder des Erblassers werden 
von der Erbschaftsteuer für selbst genutzte Immobili-
en befreit, solange sie diese mindestens 10 Jahre lang 
selbst nutzen. Bei Kindern darf die Wohnfl äche nicht 
mehr als 200 m2 betragen, um von der Befreiung pro-
fi tieren zu können. Kommt es in diesen 10 Jahren zu 
einer Vermietung bzw. Verpachtung, einem Verkauf 
oder zu einer Nutzung des ererbten Wohneigentums 
als Zweitwohnsitz, fällt Erbschaftsteuer – je nach Wert 
des Hauses von 7 %  bis 30 % – an. 

Die persönlichen Freibeträge werden in der Steuer-
klasse I von 307.000 auf 500.000 Euro für Ehegatten, 
von 205.000 auf 400.000 Euro für jedes Kind und von 
51.200 auf 200.000 Euro für jeden Enkel angehoben. 
Für die übrigen Personen der Steuerklasse I, im We-
sentlichen die Urenkel und weitere Abkömmlinge des 
Erblassers oder Schenkers sowie für die Eltern des 
Erblassers, bleiben Erwerbe in Höhe von 100.000 Euro 
und für Personen der Steuerklasse II und III in Höhe 
von 20.000 Euro steuerfrei. Eingetragene Lebenspart-
ner (zwei Personen gleichen Geschlechts) erhalten ei-
nen Freibetrag in Höhe von 500.000 Euro, werden aber 
nach Steuerklasse III besteuert.

Steuersätze: Die Erbschaftsteuer soll nach fol-
genden Prozentsätzen erhoben werden:
Wert des steuerpfl ichtigen 
Erwerbs bis einschließlich 
Euro:

Prozentsatz in der 
Steuerklasse

I II III

75.000 7 30 30

300.000 11 30 30

600.000 15 30 30

6.000.000 19 30 30

13.000.000 23 50 50

26.000.000 27 50 50

über 26.000.000 30 50 50

Unternehmensnachfolge: Insbesondere bei kleinen 
und mittelständischen Unternehmen soll der Betriebs-
übergang steuerfrei bleiben, soweit die Arbeitsplätze 
im Betrieb erhalten werden. Für Firmenerben wird es 
zukünftig zwei Optionen geben, deren Wahl bindend 
ist, d. h. nachträglich nicht revidiert werden kann.

Option 1: Firmenerben, die den ererbten Betrieb im 
Kern sieben Jahre fortführen, werden von der Besteu-
erung von 85 % des übertragenen Betriebsvermögens 
verschont, vorausgesetzt, die Lohnsumme beträgt 
nach sieben Jahren nicht weniger als 650 % der Lohn-
summe zum Erbzeitpunkt. Daneben darf der Anteil des 
Verwaltungsvermögens am betrieblichen Gesamtver-
mögen (z. B. Dritten zur Nutzung überlassene Grund-
stücke, Grundstücksteile, grundstücksgleiche Rechte 
und Bauten, Anteile an Kapitalgesellschaften, Wertpa-
piere u. ä.) höchstens 50 % betragen.
Option 2: Firmenerben, die den ererbten Betrieb im 
Kern zehn Jahre fortführen, werden komplett von der 
Erbschaftsteuer verschont, vorausgesetzt, die Lohn-
summe beträgt nach 10 Jahren nicht weniger als 1000 
% der Lohnsumme zum Erbzeitpunkt. Daneben darf 
der Anteil des Verwaltungsvermögens am betrieb-
lichen Gesamtvermögen höchstens 10 % betragen.

Zur Vermeidung des sog. „Fallbeileffekts“ ist vorge-
sehen, die Erbschaftsteuer pro Jahr der Betriebsfort-
führung bei Option 1 im Umfang von 14,28 % und bei 
Option 2 im Umfang von 10 % entfallen zu lassen. 

Ausnahmen: Einzelunternehmen, die ausschließlich 
vom Unternehmer selbst, ohne Arbeitnehmer betrie-
ben werden, und Unternehmen sowie Betriebe der 
Land- und Forstwirtschaft mit höchstens zehn Arbeit-
nehmern unterliegen nicht dem Verschonungsparame-
ter Lohnsumme, sondern nur den allgemeinen Behal-
tensregelungen.

Nachversteuerung: Die Betriebsveräußerung/-aufga-
be oder Teilveräußerung sowie Veräußerung/Entnah-
me von wesentlichen Betriebsgrundlagen innerhalb 
des Behaltenszeitraums führen in dem entsprechenden 
Umfang zum Wegfall der Verschonung, es sei denn, es 
erfolgt in zeitlichem Zusammenhang eine Reinvestiti-
on in diesem Umfang im Betrieb (Reinvestitionsklau-
sel). Überentnahmen führen in ihrem Umfang zum 
Wegfall der Verschonung. 

Anmerkung: Sonderregelungen sollen u. a. für Be-
triebsverpachtungen und Wohnungsunternehmen gel-
ten. Das Gesetz war nach Ausarbeitung dieses Infor-
mationsschreibens noch nicht endgültig verabschie-
det, sodass es eventuell noch zu Änderungen kommen 
kann. Selbstverständlich werden wir Sie über dieses 
Informationsschreiben weiter auf dem Laufenden hal-



 S. 4Steuerliche Informationen zum Jahreswechsel 2008/2009

ten. Die Neuregelungen können für den Einzelnen von 
Vor- wie auch von Nachteil sein, sie sind in jedem Fall 
kompliziert. Ein schnelles Handeln kann Steuern spa-
ren. Betroffene Steuerpfl ichtige sollten sich von uns 
in jedem Fall umgehend beraten lassen!

• Maßnahmenpaket zur Überwindung der 
Konjunkturschwäche

Die Bundesregierung hat am 5.11.2008 ein Maßnah-
menpaket zur raschen Überwindung der Konjunktur-
schwäche und zur Sicherung von Arbeitsplätzen be-
schlossen. Die meis ten Maßnahmen sind für die näch-
sten zwei Jahre vorgesehen. Dazu zählen u. a:

Degressive Abschreibungen• : Für bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens wird eine 
degressive Abschreibung in Höhe von 25 % ab 
dem 1.1.2009 wiedereingeführt. Sie ist auf zwei 
Jahre befristet. 
Sonderabschreibungen/Investitionsabzugsbe-• 
trag: Zusätzlich zur degressiven Abschreibung 
wird befristet für zwei Jahre die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme von Investitionsabzugsbeträgen 
und Sonderabschreibungen für kleinere und mitt-
lere Unternehmen erweitert. Die dafür relevanten 
Betriebsvermögens- und Gewinngrenzen werden 
auf 335.000 Euro, 175.000 Euro bzw. 200.000 
Euro erhöht. 
Handwerkerleistungen besser absetzbar: • Bei 
den sog. haushaltsnahen Dienstleistungen wird 
der Steuerbonus für Instandhaltungs- und Moder-
nisierungsmaßnahmen von 600 Euro auf 1.200 
Euro (20 % von 6.000 Euro) verdoppelt. Zwei 
Jahre nach Inkrafttreten soll überprüft werden, ob 
die verbesserte Absetzbarkeit wirksam ist.
Kfz-Steuer für Neuwagen: • Für PKW mit Erst-
zulassung ab dem 5.11.2008 bis zum 30. Juni 
2009 wird eine befristete Kfz-Steuerbefreiung für 
ein Jahr eingeführt. Für Fahrzeuge, die die Euro-
5- und Euro-6-Norm erfüllen, verlängert sich die 
maximale Kfz-Steuerbefreiung auf zwei Jahre.

Zu den weiteren Maßnahmen, die der Abschwächung 
der Konjunktur gegensteuern sollen, gehören u. a. eine 
stärkere Förderung des CO2-Gebäudesanierungspro-
gramms, ein Sonderprogramm für berufsbegleitende 
Weiterbildung, die Verlängerung des Kurzarbeiter-
geldes auf 18 Monate, die Finanzierung von Infrastruk-
turmaßnahmen, die Beschleunigung von Verkehrsin-
vestitionen, die stärkere Förderung von Innovationen, 
Energieeffi zienz und erneuerbare Energien usw.

Anmerkung: Grundsätzlich sollten Sie prüfen, ob es 
sinnvoll ist, Investitionen wie die Anschaffung von Ma-
schinen und Anlagen in das Jahr 2009 zu verschieben, 
um in den Genuss der degressiven Abschreibung bzw. 
der Sonderabschreibung zu gelangen. Durch die Anhe-
bung der Gewinngrenze für Freiberufl er auf 200.000 
Euro profi tieren diese u. U. wieder von der Sonderab-
schreibung bzw. den Investitionsabzugsbetrag. 

Aber auch bei der Inanspruchnahme von Handwer-
kerleistungen sollten Sie überlegen, ob diese nicht bes-
ser erst im Jahr 2009 in Angriff genommen werden, 
wenn das Abzugsvolumen von 600 Euro (20 % von 
3.000 Euro) in diesem Jahr schon verbraucht ist oder 
diese Grenze übersteigen würde.

• Verbesserungen für Familien 
 beschlossen

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von 
Familien und haushaltsnahen Dienstleistungen sollen 
Familien gestärkt und private Haushalte als Arbeitge-
ber oder Auftraggeber besser unterstützt werden. Dazu 
sind folgende Maßnahmen vorgesehen.

Familienförderung: Das Kindergeld wird ab 1.1.2009 
für erste und zweite Kinder von 154 Euro auf 164 
Euro, für dritte Kinder auf 170 Euro sowie für vierte 
und weitere Kinder von 179 Euro auf 195 Euro monat-
lich angehoben werden. Gleichzeitig steigt der Kinder-
freibetrag von bisher 3.648 auf künftig 3.864 Euro. 
Hilfebedürftige Kinder von Eltern, die Arbeitslosen-
geld II oder Sozialhilfe beziehen, sollen jeweils zum 
Schuljahresbeginn eine zusätzliche Leistung für Schul-
bedarf in Höhe von 100 Euro bekommen. Sie soll bis 
zum Abschluss der Jahrgangsstufe 10 gewährt werden 
und insbesondere dem Erwerb der persönlichen Schul-
ausstattung wie z. B. für Schulranzen oder Schreib- 
und Rechenmaterialien dienen.

Haushaltsnahe Dienstleistungen und Beschäfti-
gungsverhältnisse: Die Förderung für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse bzw. Dienstleistungen soll 
auf einheitlich 20 % der Aufwendungen ausgewei-
tet werden. Alle anderen Beschäftigungsverhältnisse 
und haushaltsnahen Dienstleistungen einschließlich 
Pfl ege-und Betreuungsleistungen werden zusammen-
gefasst. Im Einzelnen können danach folgende steuer-
liche Ermäßigungen beansprucht werden:

Bei haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnis-• 
sen bzw Dienstleistungen (auch bei Pfl ege- und 
Betreuungsleistungen) höchstens 4.000 Euro im 
Jahr, 
für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse bei • 
geringfügigen Beschäftigungen höchstens 510 
Euro im Jahr.

Anmerkung: Nach wie vor müssen für die Aufwen-
dungen zwingend Rechnungen vorliegen und die Zah-
lung durch einen Kontoauszug nachgewiesen werden. 
Barzahlungen werden nicht anerkannt. Es empfi ehlt 
sich daher, entsprechende Rechnungen sowie die da-
zugehörigen Kontoauszüge aufzubewahren! 

• Das geplante Jahressteuergesetz 2009 

Der Gesetzgeber legte den Entwurf eines Jahressteu-
ergesetzes 2009 (JStG) vor, mit dem eine Vielzahl von 



 S. 5Steuerliche Informationen zum Jahreswechsel 2008/2009

Änderungen in verschiedenen Bereichen des Steuer-
rechts vorgenommen werden sollen. Das Spektrum 
reicht von Gesundheitsförderung über die Bekämp-
fung von Steuerstraftaten oder extremistischen Verei-
nen bis hin zur Eigenheimzulage und Maßnahmen zur 
Vereinfachung des Steuerrechts. 
Vorab sollen einige wichtige Punkte des Gesetzes im 
Überblick aufgezeigt werden. Änderungen während 
des Gesetzgebungsverfahrens sind wahrscheinlich. 
Der Bundesrat soll dem Gesetz am 19.12.2008 seine 
Zustimmung erteilen.

Steuerfreiheit für betriebliche Gesundheitsför-• 
derung: Um Arbeitgeber zu ermuntern, künftig 
noch mehr betriebsinterne Maßnahmen zur Ge-
sundheitsförderung der Mitarbeiter durchzufüh-
ren, sollen diese bis zu einem Betrag von 500 Euro 
im Jahr von der Besteuerung befreit werden.
Steuerbetrug•  soll besser bekämpft werden kön-
nen, extremistischen Organisationen sollen fi nan-
zielle Vorteile durch Steuerprivilegien genommen 
werden. Das Jahressteuergesetz sieht hierzu unter 
anderem vor, dass „Steuerstraftaten“ erst in zehn 
Jahren verjähren. Bisher verjährte eine Steuer-
straftat bereits nach fünf Jahren. Vereine sollen 
nur dann als gemeinnützig gelten, wenn sie kein 
extremistisches Gedankengut fördern. 
Neue Altersgrenze für Kinder bei der Eigenheim-• 
zulage: Mit dem „Gesetz zur Abschaffung der Ei-
genheimzulage“ hat der Gesetzgeber diese Zulage 
für Neufälle ab 1.1.2006 abgeschafft. Unberührt 
bleiben alle bis zum 31.12.2005 von der Förde-
rung noch erfassten Sachverhalte. Für diese „Alt-
fälle“ wird die Kinderzulage weiterhin für Kinder 
bis zum 27. Lebensjahr gewährt. Die Absenkung 
der Altersgrenze für Kinder vom 27. auf das 25. 
Lebensjahr, wie sie das Steueränderungsgesetz 
2007 vorsah, bleibt unberücksichtigt.

Des Weiteren muss das deutsche Steuerrecht an Recht 
und Rechtsprechung der Europäischen Union ange-
passt werden. Unter anderem sollen folgende Punkte 
neu geregelt werden:

Keine Umsatzsteuer für Heilbehandlungen:•  Am-
bulante und stationäre Heilbehandlungen werden 
von der Zahlung der Umsatzsteuer befreit. 
Schulgeld nicht nur bei deutschen Schulen • 
absetzbar: Bei Besuch deutscher anerkannter 
Privatschulen ist nach derzeitiger Gesetzeslage 
ein Steuerabzug von 30 % des Schulgeldes als 
Sonderausgabe möglich. Künftig soll Schulgeld, 
das für Privatschulen gezahlt wird, die sich im 
europäischen Wirtschaftsraum befi nden, auch als 
Sonderausgabe von der Steuer absetzbar sein. 
Der Sonderausgabenabzug soll dann aber auf ei-
nen steuerlich wirksamen Höchstbetrag von 5.000 
Euro beschränkt werden. 
.

Eine überraschende Ergänzung erfuhr der Regierungs-
entwurf des Jahressteuergesetzes 2009 durch eine 
Vorschrift im Umsatzsteuerrecht, die den 50%igen 

Ausschluss des Vorsteuerabzugs bei Fahrzeugaufwen-
dungen regelt. 
Von der Einschränkung des Vorsteuerabzugs betroffen 
wären Fahrzeuge, die auch für unternehmensfremde 
Zwecke verwendet werden, wie z. B. für die private 
Nutzung durch den Unternehmer oder einen Personen-
gesellschafter. 

Anmerkung: Diese – auch schon früher sehr umstrit-
tene Regelung – ist nach derzeitigem Stand aus dem 
JStG entfernt worden. 

• Gesetz zur Moderni sierung und Entbüro-
kratisierung des Steuerverfahrens

Mit dem Gesetz zur Modernisierung und Entbürokra-
tisierung des Steuerverfahrens will die Bundesregie-
rung den Abbau bürokratischer Lasten sowie Verfah-
renserleichterungen bei der Steuererhebung erreichen. 
Inwieweit das Gesetz auch dem Versprechen seines 
Titels – insbesondere der „Entbürokratisierung“ – ge-
recht wird, muss die Realität noch zeigen. 
Mit dem Vorhaben soll die Strategie, papierbasierte 
Verfahrensabläufe durch elektronische Kommunika-
tion zu ersetzen, fortgesetzt und vertieft werden. Das 
soll mit folgenden Maßnahmen erreicht werden: 

standardmäßige elektronische Übermittlung von • 
Steuererklärungen der Unternehmen
standardisierte und elektronische Übermittlung • 
der Inhalte der Steuerbilanz und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für Wirtschaftsjahre, die nach 
dem 31.12.2010 beginnen
die Verpfl ichtung, anlässlich der Aufnahme der • 
berufl ichen und gewerblichen Tätigkeit Auskunft 
über steuerrelevante rechtliche und tatsächliche 
Verhältnisse zu geben, soll künftig auf elektro-
nischem Wege erfüllt werden
es soll die Möglichkeit geschaffen werden, be-• 
stimmte Belege wie z. B. eine Zuwendungsbestä-
tigung für Spenden auf elektronischem Wege zu 
übermitteln. 

Außerdem enthält der Gesetzentwurf weitere Vor-
schläge zur gezielten Vereinfachung und Entbürokra-
tisierung des Besteuerungsverfahrens, u. a.:

die Anhebung der Schwellenwerte für die monat-• 
lich abzugebenden Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
und Lohnsteuer-Anmeldungen. 
Für die Abgabe von monatlichen Umsatzsteuer-
voranmeldungen sollen die Grenzen von 6.136 auf 
7.500 Euro und für die Abgabe von vierteljähr-
lichen Meldungen von 512 auf 1.000 Euro steigen. 
Die Schwellenwerte für monatliche Lohnsteueran-
meldungen erhöhen sich den Planungen zufolge 
von 3.000 auf 4.000 Euro und für vierteljährliche 
Anmeldungen von 800 auf 1.000 Euro.

Das Gesetz soll im Wesentlichen zum 1.1.2009 in 
Kraft treten. 
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• Einbeziehung  des selbst genutzten Woh-
neigentums in das Riester-Rentensystem

Das Gesetzes zur verbesserten Einbeziehung der selbst 
genutzten Wohnimmobilie in die geförderte Altersvor-
sorge (sog. Eigenheimrentengesetz) dient dem Ziel, 
die Attraktivität der steuerlich geförderten Altersvor-
sorge durch eine verbesserte Einbeziehung der selbst 
genutzten Wohn immobilie in die Altersvorsorge zu 
erhöhen. Die Förderung der sog. „Eigenheimrente“ 
funktioniert wie folgt: 

Die Regelungen der Riester-Förderung gelten • 
künftig auch für den Erwerb oder den Bau selbst  
genutzter Wohnimmobilien. Mit den Ries ter-
Zulagen wird auch der Kauf, der Bau oder die 
Entschuldung einer Wohnung oder eines Hauses 
sowie der Erwerb von Anteilen an Wohngenossen-
schaften belohnt. Voraussetzung für die Förderung 
ist, dass die Wohnung selbst genutzt wird.
In der Sparphase sind die Beiträge steuerlich be-• 
günstigt. Die Leistungen werden besteuert. 
Zu Beginn der Auszahlungsphase können Sparer • 
wählen. Begleichen sie die Steuerschuld auf einen 
Schlag, dann müssen sie nur 70 % des geförderten 
Kapitals mit ihrem individuellen Steuersatz be-
gleichen. Förderberechtigte können sich aber da-
für entscheiden, das geförderte Kapital über einen 
längeren Zeitraum (bis zu 23 Jahre) verteilt zu ver-
steuern (nachgelagerte Besteuerung). 
Die Tilgung von Immobilienkrediten wird steuer-• 
lich gleichrangig berücksichtigt wie Altersvorsor-
gebeiträge. Die staatlichen Zulagen für Tilgungs-
beiträge werden dementsprechend bei Anschaf-
fung oder Herstellung nach dem 31.12.2007 zu 
100 % für die Darlehenstilgung eingesetzt.
Darlehensverträge für die Anschaffung und den • 
Bau von selbst genutzten Immobilien und Ge-
nossenschaftsanteilen gehören künftig zu den be-
günstigten Anlageprodukten. Bausparkassen und 
Wohnungsgenossenschaften können damit geför-
derte Altersvorsorgeprodukte anbieten. 

Wohnungsbauprämien werden für Neuverträge • 
ab 1.1.2009 nur noch gewährt, wenn das gesparte 
Kapital in Wohnimmobilien investiert wird. Bis-
her kann es nach einer Sperrfrist von 7 Jahren für 
andere Zwecke verwendet werden. 
Bei Bausparverträgen bleibt es hinsichtlich der • 
Arbeitnehmer-Sparzulage dabei, dass nach Ablauf 
der 7-jährigen Sperrfrist frei über ein Bauspargut-
haben verfügt werden kann.

Anmerkung: Bei Veräußerung oder Vermietung von 
geförderten Immobilien sind die Regeln sehr kompli-
ziert. Hier sollten Sie unbedingt den Kontakt zu uns 
aufnehmen!

• Investitionszulage soll befristet 
 fortgeführt werden
 
Das Bundeskabinett hat am 16.7.2008 beschlossen, 
die Investitionszulage für betriebliche Investitionen 
in den neuen Ländern bis 2013 fortzuführen. Die Inves-
titionszulage unterstützt betriebliche Erstinvestitions-
vorhaben des verarbeitenden Gewerbes, bestimmter 
produktionsnaher Dienstleistungen und im Beherber-
gungsgewerbe. 
Die derzeit geltenden Fördersätze von 12,5 % bzw. 
25 % für kleine und mittlere Unternehmen werden sich 
von 2010 bis 2013 jährlich um 2,5 Prozentpunkte für 
Großunternehmen bzw. um 5 Prozentpunkte für kleine 
und mittlere Unternehmen verringern. Demnach soll 
die Investitionszulage langfristig planmäßig auslau-
fen.

Anmerkung: Mehrjährige Investitionsvorhaben wer-
den mit dem Zulagensatz gefördert, der im Jahr des 
Vorhabensbeginns gilt. Unternehmen, die bis Ende 
2009 mit ihren Investitionsprojekten beginnen, kön-
nen also noch von den bis dahin geltenden – höheren – 
Fördersätzen profi tieren. Mehrjährige Investitionsvor-
haben sollten demnach frühzeitig geplant und in die 
Wege geleitet werden. 
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Handlungsempfehlungen und Gestaltungshinweise 
zum Jahresende 2008

• Der Abgeltungsteuer mit Vernunft 
begegnen

Ab dem 1.1.2009 unterliegen die privaten Einkünfte 
aus Kapitalvermögen bekanntlich der sog. Abgeltung-
steuer. Der Steuersatz beträgt 25 % zzgl. Solidaritäts-
zuschlag und eventuell Kirchensteuer – insgesamt so-
mit ca. 28 %. In aller Regel profi tieren Steuerpfl ich-
tige mit einem höheren Steuersatz als 25 % von 
der Abgeltungsteuer, Steuerpfl ichtige mit einem 
niedrigeren Steuersatz haben aber dadurch keinen 
Nachteil. Sie können die Besteuerung der Einkünfte 
aus Kapitalvermögen in ihrer Steuererklärung erfassen 
und mit dem individuellen Steuersatz versteuern. 
Mit der Abgeltungsteuer wird ein Systemwechsel 
vollzogen, bei dem mancher Sparer mit Blick auf sein 
Depot umdenken und eventuell auch umschwenken 
muss. Insbesondere zum Jahresende und angeregt 
durch die Einführung der Abgeltungsteuer sowie die 
Turbulenzen auf dem Kapitalmarkt wird überlegt, ob 
die eine oder andere Geldanlage nicht umgeschichtet 
werden soll. Das wird in manchen Fällen sicherlich 
sinnvoll sein. Grundsätzlich sollten aber bei einer 
Geldanlage zunächst die (langfristigen) Renditeaus-
sichten sowie die Sicherheit die entscheidende Rolle 
spielen. Aber auch die steuerlichen Auswirkungen auf 
die Erträge dürfen in diesem Zusammenhang nicht au-
ßer Acht gelassen werden. 

Bei den klassischen Anlageformen wie Sparbü-• 
cher, Sparbriefe, Festgelder, Anleihen fallen die 
Erträge bei Steuerpfl ichtigen mit einem höheren 
Steuersatz als 25 % ab dem Jahr 2009 entspre-
chend höher aus, weil nicht der persönliche (hö-
here) Steuersatz zum Tragen kommt, sondern nur 
der Abgeltungsteuersatz. 
Durch die Wahl des Ausschüttungstermins und den • 
Einsatz von Stückzinsen beim Kauf von festver-
zinslichen Wertpapieren bringen die Erträge eine 
bessere Nettorendite. Dazu gehören z. B. Bundes-
schatzbriefe Typ B oder Nullkupon-Anleihen, de-
ren Zinsen erst am Ende der Laufzeit ausgezahlt 
werden, oder auch Festgeldanlagen, bei denen 
man die Fälligkeit in das Jahr 2009 legen kann. 
Aktien sind die eigentlichen Verlierer bei der Ein-• 
führung der Abgeltungsteuer. Für Kursgewinne 
aus Aktien, die nach dem 31.12.2008 gekauft 
werden, fällt grundsätzlich die Abgeltungsteuer 
an – auch wenn sie länger als ein Jahr gehalten 
werden. Eine Ausnahme gilt für Kursgewinne aus 
den Aktien, die bis zum 31.12.2008 gekauft und 
nicht binnen Jahresfrist wieder verkauft werden. 
Diese Gewinne können auch nach diesem Datum 
steuerfrei vereinnahmt werden. 

Anmerkung: Vorsicht ist geboten, wenn allzu eifrige 
Anlageberater zu massiven Umschichtungen raten. 
Hier sei ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht, 
dass einige Berater die Einführung der Abgeltungsteuer 
als Argument nutzen und Umschichtungen empfehlen, 
die hohe Gebühren mit sich bringen, und nicht ausrei-
chend über die Risiken der empfohlenen Produkte in-
formieren. Lassen Sie sich in diesem Zusammenhang 
durch einen institutsunabhängigen Berater oder durch 
uns beraten.

Abgeltungsteuer: Muss Religionszugehö-• 
rigkeit der Bank mitgeteilt werden?

Die zum 1.1.2009 in Kraft tretende Abgeltungsteuer 
in Höhe von 25 % für Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen und Veräußerungsgewinnen wirkt sich auch auf 
die Kirchensteuer der Anleger aus. Jeder Anleger und 
Bankkunde hat die Wahl: Entweder kann er die auf die 
Abgeltungsteuer entfallende Kirchensteuer – auf An-
trag – direkt von der Bank einbehalten und abführen 
oder hiervon abweichend anhand der eingereichten 
Steuererklärung diese durch das Finanzamt gesondert 
festsetzen lassen. 
Führt die Bank die Kirchensteuer für ihre Kunden ab, 
muss hierzu die Religionszugehörigkeit gegenüber der 
Bank offengelegt werden. Soll die Bank die Kirchen-
steuer nicht direkt abführen, hat der Anleger in der 
jährlich abzugebenden Steuererklärung Angaben über 
die von der Bank einbehaltene und abgeführte Abgel-
tungsteuer zu machen und nachzuweisen. Zudem kön-
nen darüber hinaus Angaben zu den Kapitaleinkünften 
erforderlich werden. Die Kirchensteuer wird in diesem 
Fall durch das Finanzamt im Rahmen des Veranla-
gungsverfahrens festgesetzt und erhoben.

• Investitionsabzugsbetrag

Der Investitionsabzugsbetrag ermöglicht die Vorver-
lagerung von Abschreibungspotenzial in ein Wirt-
schaftsjahr vor Anschaffung oder Herstellung eines 
begünstigten Wirtschaftsguts; er führt im Ergebnis zu 
einer Steuerstundung. 
Steuerpfl ichtige können – unter weiteren Vorausset-
zungen – für neue oder gebrauchte bewegliche Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens, die sie anschaffen 
oder herstellen wollen, bis zu 40 % der voraussicht-
lichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten außer-
bilanziell gewinnmindernd abziehen. 
Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme 
und den drei Vorjahren 200.000 Euro je Betrieb nicht 
übersteigen. Er kann von  bilanzierende Gewerbe-
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treibende bzw. Steuerpfl ichtige mit Einkünften aus 
selbstständiger Arbeit mit einem Betriebsvermögen 
von 235.000 Euro (für die Jahre 2009/2010 = 335.000 
Euro) und land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
mit einem Wirtschaftswert/Ersatzwirtschaftswert von 
125.000 Euro (für die Jahre 2009/2010 = 175.000 
Euro) in Anspruch genommen werden. Bei einer Ge-
winnermittlung nach § 4 Abs. 3 wird die Vergünsti-
gung nur noch bei einem Gewinn bis 100.000 Euro 
(für die Jahre 2009/2010 = 200.000 Euro) berücksich-
tigt. Die Grenze gilt auch für die Gemeinschaften, in 
denen sich z. B. mehrere Freiberufl er zusammenge-
schlossen haben. Ein Investitionsabzugsbetrag kann 
nur dann in Anspruch genommen werden, wenn das 
begünstigte Wirtschaftsgut mindestens bis zum Ende 
des dem Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Her-
stellung folgenden Wirtschaftsjahres in einer inlän-
dischen Betriebsstätte des Betriebs ausschließlich oder 
fast ausschließlich, d. h. zu mindestens 90 %, betrieb-
lich genutzt wird. 
Das begünstigte Wirtschaftsgut muss in den dem Wirt-
schaftsjahr des Abzugs folgenden drei (vorher zwei) 
Wirtschaftsjahren angeschafft oder hergestellt werden. 
So kann z. B. im Jahr 2008 ein Investitionsabzugsbe-
trag für ein Wirtschaftsgut, das in den Jahren 2009, 
2010 oder 2011 angeschafft werden soll, in Anspruch 
genommen werden. 
Unterbleibt die geplante Investition oder sind die be-
absichtigte Anschaffung/Herstellung und die später 
tatsächlich durchgeführte Investition nicht gleichartig, 
ist die Berücksichtigung des Investitionsabzugsbe-
trages in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu machen, 
in dem der Abzug erfolgt ist. Dafür werden auch be-
standskräftige Bescheide korrigiert und es entstehen 
Zinsaufwendungen. 

• Sonderabschreibung

Kleine und mittlere Betriebe können im Jahr der 
Anschaffung oder Herstellung und in den vier fol-
genden Jahren neben den normalen Abschreibungen 
Sonderabschreibungen bis zu insgesamt 20 % der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten in Anspruch 
nehmen. Die Sonderabschreibungen können nur be-
ansprucht werden, wenn der Betrieb zum Schluss des 
Wirtschaftsjahres, das der Anschaffung oder Herstel-
lung vorangeht, die Größenmerkmale wie für den In-
vestitionsabzugsbetrag gefordert nicht überschreitet. 
Gleichzeitig muss das Wirtschaftsgut im Jahr der An-
schaffung oder Herstellung und im darauf folgenden 
Wirtschaftsjahr in einer inländischen Betriebsstätte 
des Betriebs des Steuerpfl ichtigen ausschließlich oder 
fast ausschließlich, d. h. zu mindestens 90 %, betrieb-
lich genutzt werden.

Vorteil: Es ist nicht mehr erforderlich, dass vorher ein 
Investitionsabzugsbetrag beansprucht wird. Die Son-
derabschreibung ist demnach für alle Wirtschaftsgüter 
– auch solche, die in gebrauchtem Zustand erworben 
wurden und zu mindestens 90 % betrieblich genutzt 
werden – zulässig.

• Degressive Abschreibung

Mit dem Maßnahmenpaket zur Überwindung der Kon-
junkturschwäche soll für bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens eine degressive Abschreibung 
in Höhe von 25 % ab dem 1.1.2009 wieder eingeführt 
werden. Hier ist eine Befristung auf zwei Jahre – also 
bis 31.12.2010 geplant. 

• Geringwertige Wirtschaftsgüter 

Steuerpfl ichtige mit Gewinneinkünften müssen ge-
ringwertige Wirtschaftsgüter mit Netto-Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten bis 150 Euro sofort abschrei-
ben. Liegt der Kaufpreis darüber, aber noch unter 
1.000 Euro, müssen die Wirtschaftsgüter in einem 
Sammelposten zusammengefasst und unabhängig 
von der Verbleibensdauer im Unternehmen über einen 
Zeitraum von fünf Jahren gleichmäßig abgeschrieben 
werden.  Hier kann es sinnvoll sein, ein qualitativ hö-
herwertiges Wirtschaftsgut mit einem Preis über 1.000 
Euro anzuschaffen und die „Sonderabschreibung“ in 
Anspruch zu nehmen, insbesondere wenn die Nut-
zungsdauer gering ist.

Beispiel: Der Unternehmer X schafft sich einen 
PC zu einem Preis von 1.200 Euro an. Der Com-
puter wird nicht mehr im Sammelposten erfasst, da 
die Anschaffungskosten 1.000 Euro übersteigen. 
Im Jahr 2008 können eine Sonder-Afa i. H. v. 240 
Euro (20 % von 1.200 Euro) sowie eine lineare Afa 
i. H. v. 400 Euro (33,33 % = Nutzungsdauer drei 
Jahre), insgesamt also 640 Euro, geltend gemacht 
werden. Der PC ist in drei Jahren abgeschrieben.

Im Bereich der Überschusseinkünfte (wie z. B. aus 
nicht selbstständiger Arbeit oder aus Vermietung und 
Verpachtung) gilt weiterhin die Grenze von 410 Euro 
für die Sofortabschreibung.  

• Aufwendungen für Weihnachtsfeier

Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern bei Betriebs-
veranstaltungen – also z. B. für eine Weihnachtsfeier 
– bis 110 Euro (kein Bargeld) einschließlich Umsatz-
steuer je Veranstaltung und Arbeitnehmer steuerfrei 
zuwenden. Bei Überschreiten der Freigrenze ist der 
gesamte Betrag dem Lohn hinzuzurechnen und wird 
somit lohnsteuer- und sozialversicherungspfl ichtig. 
Die Zuwendungen können jedoch durch den Arbeitge-
ber mit 25 % pauschal versteuert werden; dann bleiben 
sie sozialversicherungsfrei. 
Bei der Ermittlung des Zuwendungsbetrages werden 
die Gesamtkosten der Weihnachtsfeier durch die Zahl 
der teilnehmenden Arbeitnehmer geteilt. Dabei sind 
auch die Aufwendungen für den äußeren Rahmen der 
Weihnachtsfeier wie z. B. Aufwendungen für Musik 
oder die Saalmiete mit in die Berechnung einzubezie-
hen. Zuwendungen an Ehegatten oder andere Angehö-
rige, die an der Feier teilnehmen, werden dem Arbeit-
nehmer zugerechnet.  
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Als übliche Zuwendungen werden z. B. die Gewäh-
rung von Speisen und Getränken, die Übernahme der 
Übernachtungs- und Fahrtkosten oder Eintrittskarten 
für Veranstaltungen angesehen. Eine Betriebsver-
anstaltung gilt als üblich, wenn nicht mehr als zwei 
Veranstaltungen jährlich durchgeführt werden. Auf die 
Dauer der Veranstaltung kommt es nicht mehr an. 

• Geschenke an Geschäftsfreunde

Insbesondere am Jahresende bedanken sich Steu-
erpfl ichtige bei ihren Geschäftspartnern i. d. R. mit 
kleinen Geschenken. Solche „Sachzuwendungen“ an 
Personen, die nicht Arbeitnehmer des Unternehmers 
sind – also z. B.  Kunden, Geschäftsfreunde usw. – 
dürfen als Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn 
die Kosten der Gegenstände pro Empfänger und Jahr 
35 Euro ohne Umsatzsteuer (falls der Schenkende zum 
Vorsteuerabzug berechtigt ist) nicht übersteigen. Ist 
der Betrag höher oder werden an einen Empfänger im 
Wirtschaftsjahr mehrere Geschenke überreicht, deren 
Gesamtkosten 35 Euro übersteigen, entfällt die steuer-
liche Abzugsmöglichkeit in vollem Umfang. 
Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 
10.000 Euro im Jahr pro Empfänger mit einem Pau-
schalsteuersatz von 30 % versteuern. Er hat den Emp-
fänger von der Steuerübernahme zu unterrichten. Von 
dieser Regelung sind auch Geschenke bis zu 35 Euro 
betroffen. 
Auch wenn der Wert des Geschenkes die 35-Euro-
Grenze übersteigt, kann der Steuerpfl ichtige den Wert 
pauschal besteuern – und zwar bis zur genannten Gren-
ze von 10.000 Euro im Jahr. Der Aufwand stellt dann 
allerdings keine Betriebsausgabe dar!

• Geschenke an Arbeitnehmer

Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmer neben den 
üblichen Zuwendungen auch ein Geschenk z. B. zum 
Jahresende überreichen, so kann er eine besondere 
Pauschalbesteuerung nutzen. Geschenke an Mitarbei-
ter können danach bis zu einer Höhe von 10.000 Euro 
pro Jahr bzw. pro Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 
30 % pauschal besteuert werden. Sie sind allerdings 
sozialversicherungspfl ichtig. Der Arbeitgeber kann die 
Aufwendungen (für seine Arbeitnehmer) als Betriebs-
ausgaben ansetzen.

• Jahresbescheinigung – Steuer-
bescheinigung

Ab dem 1.1.2009 wird der Sparerfreibetrag von 750 
Euro und der Werbungskostenpauschbetrag von 51 Euro 
zu einem Sparerpauschbetrag von 801 Euro zusammen-
gefasstführt. Alle Steuerpfl ichtigen sollten ihre Frei-
stellungsaufträge überprüfen und ggf., insbesondere 
bei Verteilung des Freibetrages auf mehrere Banken, 
Bausparkassen usw., korrigieren. 

Banken und Finanzdienstleister sind nur noch ein-
schließlich des Veranlagungsjahres 2008 gesetzlich 
verpfl ichtet, über die Kapitalerträge und Veräuße-
rungsgewinne aus Finanzanlagen ihrer Kunden eine 
zusammenfassende Jahresbescheinigung zu erstellen 
in der alle für die Besteuerung relevanten Daten aufge-
listet werden. Danach entfällt diese Verpfl ichtung. Zu 
beachten ist allerdings, dass die Jahresbescheinigung 
nicht die Steuerbescheinigung für die Anrechnung von 
Kapitalertragsteuer ersetzt. 
Sind Kapitalertragsteuer, Zinsabschlag und Solida-
ritätszuschlag einbehalten worden, muss der Steuer-
pfl ichtige die jeweilige Steuerbescheinigung zwingend 
seiner Steuererklärung beifügen. Zur Vermeidung von 
unnötigem Aufwand sollte mit der Bank die Erstellung 
einer Jahressteuerbescheinigung vereinbart werden. 

• Zweit-Depot eröffnen

Die ab dem 1.1.2009 greifende Abgeltungsteuer gilt 
i. d. R. nicht für Kursgewinne von Wertpapieren die vor 
dem 1.1.2009 gekauft wurden. Diese sind nach wie vor 
steuerfrei, wenn sie nicht binnen Jahresfrist verkauft 
werden. Damit eine saubere Trennung zwischen den 
vor diesem Datum gekauften Papieren und den ab dem 
1.1.2009 georderten erfolgen kann, sollten Steuerpfl ich-
tige ein sog. „Zweitdepot“ eröffnen, in dem die neuen 
Papiere getrennt gelagert werden. 
Das ist insbesondere dann wichtig, wenn Fonds oder 
andere Wertpapiere  regelmäßig – z. B. über einen mo-
natlichen Dauerauftrag – gekauft und später wieder ver-
kauft werden. 

• Gewinnausschüttung bei der GmbH 

Bei der GmbH gilt zu prüfen ob es nicht sinnvoll ist, Ge-
winnausschüttungen noch im Jahr 2008 vorzunehmen. 
Nach der bisherigen Regelung unterlagen Dividenden 
und Gewinnausschüttungen dem Halbeinkünfteverfah-
ren. Für Gewinnausschüttungen ab dem 1.1.2009 gilt 
die Abgeltungssteuer oder das Teileinkünfteverfahren. 
Die Belastung beim Anteilseigner steigt künftig; bisher 
lag sie bei höchstens 22,5 %.

• Publizitätspfl icht bei Kapitalgesell-
schaften

Publizitätsverstöße bei Kapitalgesellschaften werden 
mit Ordnungsgeldern bis zu 25.000 Euro geahndet. 
Jahresabschlüsse sind zwingend beim „Elektronischen 
Bundesanzeiger“ im Internet zu veröffentlichen und 
nicht mehr beim Handelsregister zu hinterlegen. Dies 
gilt auch für die GmbH & Co KG. 
Bei Verstößen gegen die Publizitätspfl icht wird das 
Bundesministerium für Justiz, automatisch tätig. 
Anmerkung: Abschlüsse für das Jahr 2007 müssen 
bis zum 31.12.2008 eingereicht werden, wenn das 
Wirtschaftsjahr gleich Kalenderjahr ist.
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• Anzeigepfl icht bei Beitritt zu geschlos-
senen Fonds im Ausland 

Gerade zum Jahresende überlegen viele Steuerpfl ichti-
ge, einen Teil ihres Vermögens z. B. in Beteiligungen 
an Fondsgesellschaften anzulegen. Hier sei darauf hin-
gewiesen, dass dem zuständigen Finanzamt die Betei-
ligung an ausländischen Personengesellschaften oder 
deren Aufgabe oder Änderung – unabhängig von der 
Beteiligungshöhe – mitzuteilen ist. Das Gleiche gilt 
für den Erwerb von Beteiligungen an einer Kapitalge-
sellschaft, wenn sie damit unmittelbar mindestens zu 
10 %, mittelbar mindestens zu 25 % beteiligt sind oder 
die Summe der Anschaffungskosten aller ihrer Beteili-
gungen mehr als 150.000 Euro beträgt. 
Die Mitteilungen sind innerhalb eines Monats nach 
dem meldepfl ichtigen Ereignis durchzuführen.
Die Veranlagungs- und Betriebsprüfungsstellen sind 
angewiesen, auf etwaige Anzeigepfl ichtverletzungen 
zu achten und ggf. die Finanzämter für Fahndung und 
Strafsachen zu informieren. Die vorsätzliche oder 
leichtfertige Nichtanzeige stellt eine Ordnungswid-
rigkeit dar, die mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro 
geahndet werden kann.

• Ab 1.1.2009 besteht Krankenver-
sicherungspfl icht für alle

Mit der Gesundheitsreform 2007 wurde sichergestellt, 
dass alle Bürgerinnen und Bürger die den Versiche-
rungsschutz verloren haben, wieder krankenversichert 
werden. Dies gilt sowohl in der gesetzlichen (GKV) 
als auch in der privaten Krankenversicherung. 
Die private Krankenversicherung wird stärker als bis-
lang auf den Wettbewerb ausgerichtet. Dazu gehört 
die Einführung eines Basistarifs, den alle Versiche-
rungsunternehmen ab 2009 anbieten müssen, sowie 
die Übertragbarkeit von Alterungsrückstellungen bei 
einem Tarif oder Versicherungswechsel.
Wer zu spät, zum Beispiel erst, wenn er krank ist, die-
ser neuen Versicherungspfl icht nachkommt, muss nicht 
bezahlte Beiträge nachzahlen. Denn seit dem 1.4.2007 
ist diese neue Versicherungspfl icht in der GKV ent-
standen; die damit verbundene Beitragspfl icht beginnt 
mit dem Zeitpunkt, in dem kein anderweitiger An-
spruch auf Absicherung im Krankheitsfall vorliegt. In 
der privaten Krankenversicherung beginnt die Pfl icht 
zum Abschluss einer Krankenversicherung, die die 
Pfl egeversicherung einschließt, ab dem 1.1.2009.
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Für alle Steuerpfl ichtigen

• Die neue Steuer-Identifi kationsnummer

Seit August 2008 werden nunmehr die Steuer-Identi-
fi kationsnummern (ID) den Steuerpfl ichtigen bekannt 
gegeben. Die Steuer-ID ist für die Einkommensteuer 
vorgesehen. Jeder Steuerpfl ichtige erhält eine Num-
mer, die ihn sein Leben lang begleitet. Laut Gesetz 
sind das „natürliche Personen“; sie wird also ab Ge-
burt verliehen, weil auch schon so früh eine Steuer-
schuld entstehen kann. Bis zum 31.12.2008 sollen alle 
Bürger ihre Steuer-ID und die gespeicherten Eckdaten 
erhalten. Die Daten werden spätestens 20 Jahre nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Steuerpfl ichti-
ge verstorben ist, gelöscht. 
Für eine Übergangszeit bitten die Finanzbehörden, ne-
ben der ID auch die alte Steuernummer anzugeben.
Für wirtschaftlich tätige natürliche und juristische Per-
sonen sowie Personenvereinigungen kommt im An-
schluss an die Vergabe der Steuer-ID die steuerliche 
Wirtschafts-ID. Einzelunternehmer und Freiberufl er 
besitzen dann zwei Steuer-ID. Dafür soll dann die se-
parate Umsatzsteuer-ID entfallen.

Anmerkung: Bitte prüfen Sie die auf der Mitteilung 
angegebenen Daten genau, denn Sie werden so, wie 
sie dort aufgeführt sind, von der Finanzverwaltung 
verwendet – ein Leben lang. Wenn Sie einen Fehler 
entdecken, wenden Sie sich bitte an die unter „Rück-
sendeadresse“ angeführte Behörde. Korrekturen wer-
den dort veranlasst und dem Bundeszentralamt für 
Steuern elektronisch weitergeleitet. 
Die Einführung der Steuer-ID eröffnet der Finanzver-
waltung weitere Kontrollmöglichkeiten. So müssen 
seit dem 1.1.2005 ausgezahlte Renten durch die Ren-
tenkasse an das Finanzamt gemeldet werden. Diese 
Meldung soll künftig über die bundeseinheitliche ID 
erfolgen. Bei einem Abgleich durch die Behörde kann 
es vorkommen, dass Rentenempfänger zur Abgabe ei-
ner Steuererklärung aufgefordert werden.

• Sonderausgabenabzug von privaten 
Krankenversicherungsbeiträgen bzw. 
von Beiträgen zu berufsständischen 
Versorgungseinrichtungen

Beiträge zur privaten Krankenversicherung: Nach 
den Regelungen im Einkommensteuergesetz (EStG) 
in der für das Jahr 1997 geltenden Fassung wird die 
Möglichkeit des Sonderausgabenabzugs von Beiträ-
gen zur privaten Krankenversicherung betragsmäßig 
beschränkt. Der Bundesfi nanzhof hält diese Beschrän-
kung für verfassungswidrig, weil die gesetzlichen 
Höchstbeträge dem Steuerpfl ichtigen nicht ermöglich-
ten, in angemessenem Umfang Krankenversiche-

rungsschutz zu erlangen. Daher legte er die Frage dem 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) vor. 
Der Vorlage liegt der Fall eines freiberufl ich tätigen 
Rechtsanwalts und seiner nicht berufstätigen Ehefrau 
zugrunde, die Eltern von sechs Kindern sind. Sämt-
liche Familienmitglieder waren 1997 privat kranken- 
und pfl egeversichert. Die Beiträge beliefen sich auf 
36.032,47 DM. In ihrer Einkommensteuererklärung 
1997 machten sie insgesamt Vorsorgeaufwendungen 
von ca. 66.000 DM geltend, darunter die genannten 
Kranken- und Pfl egeversicherungsbeiträge. Der vom 
Finanzamt insgesamt zum Abzug zugelassene Betrag 
belief sich jedoch nur auf 19.830 DM.
Das Bundesverfassungsgericht stellte fest, dass die Re-
gelungen im EStG des Streitjahres sowie alle nachfol-
genden Fassungen mit dem Grundgesetz unvereinbar 
sind, soweit der Sonderausgabenabzug die Beiträge zu 
einer privaten Kranken- und Pfl egeversicherung nicht 
ausreichend erfasst, die dem Umfang nach erforderlich 
sind, um dem Steuerpfl ichtigen und seiner Familie eine 
sozialhilfegleiche Kranken- und Pfl egeversorgung zu 
gewährleisten. Der Gesetzgeber ist verpfl ichtet, spä-
testens mit Wirkung zum 1.1.2010 eine Neuregelung 
zu treffen. Bis zu diesem Zeitpunkt bleiben die betref-
fenden einkommensteuerrechtlichen Vorschriften so-
wie die Nachfolgeregelungen weiter anwendbar.
Beiträge zu berufsständischen Versorgungseinrich-
tungen: In einem weiteren Verfahren vor dem BVerfG 
rügten Steuerpfl ichtige eine zu niedrige einkommen-
steuerliche Berücksichtigung ihrer Beiträge insbeson-
dere zu berufsständischen Versorgungseinrichtungen 
in den bis zum 31.12.2004 geltenden Fassungen.
Das BVerfG hat die Verfassungsbeschwerden nicht 
zur Entscheidung angenommen, da ihnen vor dem 
Hintergrund seines Urteils zur Rentenbesteuerung 
vom 6.3.2002 und der Neuregelung der Besteuerung 
der Altersbezüge durch das Alterseinkünftegesetz die 
hinreichende Aussicht auf Erfolg fehlt.

• Haushaltsnahe Dienstleistungen: stren-
ge Anforderungen an den Nachweis der 
Bezahlung der Handwerkerrechnung 

Voraussetzung für die steuerliche Anerkennung von 
Aufwendungen für haushaltsnahe Dienstleistungen 
ist, dass der Steuerpfl ichtige die Aufwendungen durch 
Vorlage einer Rechnung und die Zahlung auf das Kon-
to des Erbringers der Handwerkerleistung durch Beleg 
des Kreditinstituts nachweist.
Für den Nachweis der Bezahlung von Handwerkerleis-
tungen, die als haushaltsnahe Dienstleistungen steu-
erlich berücksichtigt werden sollen, reicht es nach 
Auffassung des Niedersächsischen Finanzgerichts  
nicht aus, dass der Steuerpfl ichtige darlegt, dass die 
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Handwerkerleistung bar bezahlt worden ist und au-
ßerdem durch einen Kontoauszug vom Geschäftskonto 
des Handwerkers belegt wird, dass der Betrag zeitnah 
auf dessen Konto eingezahlt worden ist. Dadurch ist 
nicht sichergestellt, ob die auf das Geschäftskonto ein-
gezahlten Beträge tatsächlich vom auftraggebenden 
Steuerpfl ichtigen stammen. 
Das FG geht davon aus, dass der Steuerpfl ichtige nur 
einen Bankbeleg für die Zahlung auf dessen Konto des 
Leistungserbringers wird vorlegen können, wenn er 
die Zahlung auf dessen Konto – z. B. durch Überwei-
sung – vorgenommen hat. 

Anmerkung: Beim Bundesfi nanzhof ist ein Verfahren 
anhängig, das klären soll, ob der Ausschluss der Bar-
zahlung bei der Gewährung der Steuerermäßigung für 
die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen ver-
fassungswidrig ist. 

• Fahrtenbuch

Damit ein Fahrtenbuch von der Finanzverwaltung 
auch steuerlich Anerkennung fi ndet, müssen strenge 
Voraussetzungen erfüllt werden. Hierzu haben Finanz-
gerichte erneut Entscheidungen treffen müssen, die für 
die Praxis relevant und beachtenswert sind.

Ordnungsgemäßes Fahrtenbuch: Aufzeichnungen 
in einem Fahrtenbuch müssen hinreichende Gewähr 
für ihre Vollständigkeit und Richtigkeit bieten und mit 
vertretbarem Aufwand auf ihre materielle Richtigkeit 
hin überprüfbar sein. 
Das Fahrtenbuch muss zeitnah und in geschlossener 
Form geführt werden; es muss die zu erfassenden 
Fahrten einschließlich des an ihrem Ende erreichten 
Gesamtkilometerstandes vollständig und in ihrem 
fortlaufenden Zusammenhang wiedergeben. Lose No-
tizzettel können schon in begriffl icher Hinsicht kein 
Fahrtenbuch sein. 
Die aufgrund von Originalaufzeichnungen erstellte 
Reinschrift eines „Fahrtenbuches“ ist kein geschlos-
senes Verzeichnis, wenn sie lediglich durch einen 
Heftstreifen zusammengehalten wird.  

Ärzte: Bloße Ortsangaben im Fahrtenbuch reichen al-
lenfalls dann aus, wenn sich der aufgesuchte Kunde 
oder Geschäftspartner aus der Ortsangabe zweifelsfrei 
ergibt, oder wenn sich dessen Name auf einfache Wei-
se unter Zuhilfenahme von Unterlagen ermitteln lässt, 
die ihrerseits nicht mehr ergänzungsbedürftig sind. 
Die von einem Arzt dem einzelnen Patienten gegen-
über zu wahrende Verschwiegenheitspfl icht zwingt 
nicht dazu, die Maßstäbe bei der Führung eines Fahr-
tenbuches herabzusetzen; es gelten demgemäß diesel-
ben Grundsätze wie bei anderen Vielfahrern.  

Computerprogramm: Eine mit Hilfe eines Computer-
programms erzeugte Datei genügt den Anforderungen 
an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nur dann, wenn 
nachträgliche Veränderungen an den zu einem früheren 
Zeitpunkt eingegebenen Daten technisch ausgeschlos-

sen sind oder in ihrer Reichweite in der Datei selbst 
dokumentiert und offengelegt werden. 

Nutzungsverbot: Auch die formelle Vereinbarung 
eines Nutzungsverbotes und das Vorhandensein eines 
Zweitwagens schließen nicht aus, dass nach den 
Grundsätzen des Anscheinsbeweises eine Privatnut-
zung für erwiesen gehalten werden kann. 

• Gebrauchtwagenverkauf innerhalb eines 
Jahres nach Anschaffung steuerbar

In einem vom Bundesfi nanzhof (BFH) zu entschei-
denden Streitfall erwarb ein Steuerpfl ichtiger einen 
gebrauchten Pkw und verkaufte ihn binnen Jahresfrist. 
Den Veräußerungsverlust macht er vergeblich in seiner 
Einkommensteuererklärung geltend. 
Vor dem Finanzgericht (FG) hatte er keinen Erfolg. 
Nach Auffassung des FG fallen unter den Begriff „an-
deres Wirtschaftsgut“ keine Gegenstände des täglichen 
Gebrauchs, bei denen Wertsteigerungen von vornhe-
rein ausgeschlossen seien.
Der BFH sah dies in seinem Urteil vom 22.4.2008 an-
ders und gab dem Steuerpfl ichtigen Recht. Das Gesetz 
erfasst alle Wirtschaftsgüter im Privatvermögen. Der 
Gebrauchtwagen ist als körperlicher Gegenstand eine 
Sache und damit ein Wirtschaftsgut. 
Der BFH hielt sich nicht für berechtigt, Wirtschaftsgü-
ter des täglichen Verbrauchs mangels objektiven Wert-
steigerungspotenzials aus dem Anwendungsbereich 
der Vorschrift herauszunehmen. Eine entsprechende 
Einschränkung aufgrund eines Gesetzesentwurfs der 
Bundesregierung im Zusammenhang mit der Einfüh-
rung einer allgemeinen Wertzuwachsbesteuerung ist 
nicht Gesetz geworden. 
Der Steuerpfl ichtige hatte den aus der Veräußerung 
erwirtschafteten Verlust auch „erzielt“. Das Gesetz 
objektiviert durch die verhältnismäßig kurzen Veräu-
ßerungsfristen in typisierender Weise die Einkünfteer-
zielungsabsicht.

Anmerkung: Bis zur Zeit liegt eine Reaktion der Fi-
nanzverwaltung auf dieses Urteil noch nicht vor. We-
gen der Brisanz der Entscheidung ist jedoch eventuell 
mit einem „Nichtanwendungserlass“ zu rechnen.

• Steuerliche Abziehbarkeit von Aufwen-
dungen, die ein Dritter übernommen hat

Der Bundesfi nanzhof (BFH) bestätigte in seinem Urteil 
vom 15.1.2008 seine Rechtsprechung, nach der Erhal-
tungsaufwendungen auch dann Werbungskosten des 
Steuerpfl ichtigen bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung sein können, wenn sie auf einem von 
einem Dritten – also z. B. einem Familienangehörigen 
– im Interesse des Steuerpfl ichtigen abgeschlossenen 
Werkvertrag beruhen und der Dritte die geschuldete 
Zahlung auch selbst leistet.
Im entschiedenen Fall kümmerte sich die Mutter des 
Steuerpfl ichtigen um dessen vermietete Wohnung. Als 
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die langjährige Mieterin ihres Sohnes starb, beauftrag-
te sie zum Zwecke der Renovierung die Handwerker 
und zahlte auch die Rechnungen. Der Sohn machte die 
Erhaltungsaufwendungen als Werbungskosten geltend. 
Das Finanzamt lehnte das ab; nicht aber der BFH.
Bereits in seinem Urteil vom 15.11.2005 entschied 
er zu einer ähnlichen Sachlage positiv für den Steu-
erpfl ichtigen. Diese Entscheidung belegte die Finanz-
verwaltung mit einem sog. Nichtanwendungserlass. 
Nunmehr lenkt das Bundesfi nanzministerium (BMF) 
ein und lässt die Rechtsgrundsätze des Urteils allge-
mein anwenden.
Einschränkend merkt das BMF jedoch an, dass bei 
Kreditverbindlichkeiten und anderen Dauerschuld-
verhältnissen (z. B. Miet- und Pachtverträge) eine Be-
rücksichtigung der Zahlung unter dem Gesichtspunkt 
der Abkürzung des Vertragswegs weiterhin nicht in 
Betracht kommt. Gleiches gilt für Aufwendungen, die 
Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastungen 
darstellen.

• Steuerklassenänderung kann zu 
höherem Elterngeld führen  

Seit dem 1.1.2007 erhalten erwerbstätige Eltern, die 
ihr Berufsleben unterbrechen zwölf Monate lang ein 
Elterngeld in Höhe von mindestens zwei Dritteln 
(67 %) des vorherigen Nettoeinkommens, höchstens 
aber 1.800 Euro. Eltern, die ihre Berufstätigkeit auf 
höchstens 30 Stunden wöchentlich verringern, erhal-
ten Elterngeld  nur in Höhe von 67 % der Differenz 
zwischen dem Nettoeinkommen (höchstens von 2.700 
Euro) vor der Geburt und dem Nettoeinkommen der 
ausgeübten Erwerbstätigkeit.
Durch die Wahl der Lohn steu er klasse können Ehe-
paare die Höhe des Nettoeinkommens und damit die 
Höhe des Elterngeldes beeinfl ussen. Maßgeblich ist 
hierbei das Durchschnittseinkommen der letzten zwölf 
Kalendermonate vor der Geburt des Kindes ohne Ein-
malzahlungen. 
Ein Wechsel der Steuerklasse wird nach Auffassung des 
Bundesministeriums für Familie für das Elterngeld nur 
dann anerkannt, wenn er nicht rechtsmissbräuchlich 
erfolgt, also wenn er nicht ausschließlich die Funktion 
hat, den Anspruch auf Elterngeld zu erhöhen.
Das Sozialgericht Dortmund entschied jetzt in zwei 
Fällen zugunsten von Elterngeldbeziehern. In seinen 
Urteilen kam es zu folgendem Entschluss: Wenn die 
Eltern eines nach dem 1.1.2007 geborenen Kindes vor 
dessen Geburt die Lohnsteuerklassen geändert haben 
und die Elterngeld beanspruchende Mutter deswegen 
ein höheres Nettoeinkommen bezieht als vor dem 
Steuerklassenwechsel, ist die Elterngeldhöhe auch 
nach diesem zeitweise höheren Nettoeinkommen zu 
bestimmen. In beiden Fällen hatten die Klägerinnen 
jeweils vor der Geburt ihrer Kinder zusammen mit 
ihren Ehemännern die vorher gewählte Lohnsteuer-
klassenkombination IV/IV in III/V zu ihren Gunsten 
gewechselt. Dies hatte das zuständige Amt zum An-
lass genommen, das zu beanspruchende Elterngeld nur 
nach dem bis zum Lohnsteuerklassenwechsel erzielten 

Nettoeinkommen zu berechnen, weil dieser nur in der 
Absicht erfolgt sei, höheres Elterngeld zu erhalten. 
Das Sozialgericht Dortmund hat – ebenso wie zuvor 
das Sozialgericht Augsburg mit ähnlicher Begründung 
am 8.7.2008 – entschieden, dass diese Handhabung 
der gesetzlichen Regelung im Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz widerspricht. Der Gesetzgeber habe 
trotz Kenntnis dieser Wahlmöglichkeit der Ehegatten 
keine Regelung zum Lohnsteuerklassenwechsel ge-
troffen. Deshalb dürften die das Elterngeld feststel-
lenden Behörden nicht über die „Hintertür“ eine vom 
Gesetzgeber nicht gewollte, nachträgliche Einschrän-
kung der Elterngeldhöhe vornehmen. 

Anmerkung: Auch wenn beide Urteile gleichlautend 
und für Elterngeldbezieher positiv sind, gilt es zu be-
denken, dass sie von der untersten Instanz getroffen 
wurden. Es bleibt das Risiko, dass höhere Instanzen 
wie z. B. das Bundessozialgericht die Sachlage anders 
beurteilen könnten.

• Kindergeld: Fallbeilwirkung/Praktikum

Ein Kind wird beim Anspruch auf Kindergeld nur be-
rücksichtigt, wenn es Einkünfte und Bezüge, die zur 
Bestreitung des Unterhalts oder der Berufsausbildung 
bestimmt oder geeignet sind, von nicht mehr als 7.680 
Euro im Kalenderjahr hat. 
Das Finanzgericht München (FG) hat mit zwei rechts-
kräftigen Urteilen zu der Problematik „Fallbeilwir-
kung“ und „Praktikum“ Stellung bezogen.

• Überschreiten des Einkünftegrenzbetrages – 
Fallbeilwirkung: Überschreiten die Einkünfte/Bezü-
ge des Kindes den gesetzlichen Grenzbetrag, erfordert 
die verfassungskonforme Auslegung der Vorschrift 
nicht, dass Kindergeld in entsprechend reduzierter 
Höhe (gesetzliches Kindergeld abzüglich grenzbe-
tragsüberschreitender Betrag) festgesetzt wird. 
Im entschiedenen Fall wurde der Grenzbetrag um 
63,08 Euro im Jahr überschritten. Das FG führt in 
dem Urteil aus, dass es nach der Rechtsprechung des 
Bundesfi nanzhofs verfassungsrechtlich nicht zu bean-
standen ist, dass der Grenzbetrag als „Freigrenze“ und 
nicht als „Freibetrag“ ausgestaltet ist. 

Anmerkung: Das Niedersächsische Finanzgericht 
(FG) stellte im Gegensatz dazu in seiner Entscheidung 
vom 23.2.2006 fest, dass die Fallbeilwirkung, wonach 
die Überschreitung des Grenzbetrages bei den Ein-
künften und Bezügen des Kindes nur um einen Euro 
zur völligen Versagung des Kinderfreibetrages und des 
Kindergeldes führt, verfassungsrechtlich nicht zu recht-
fertigen ist. Die Regelung missachtet nach Auffassung 
des FG die aus dem Grundgesetz abgeleiteten verfas-
sungsrechtlichen Gebote der Systemgerechtigkeit, der 
Widerspruchsfreiheit und der Verhältnismäßigkeit. Bei 
einer nur geringfügigen Überschreitung des Einkom-
mensgrenzbetrages ist das Einkommensteuergesetz 
verfassungskonform durch eine Übergangsregelung 
zu ergänzen. Die Revision beim Bundesfi nanzhof, die  
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wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Sache zuge-
lassen wurde, hatte jedoch keinen Erfolg.
Positiv: Das Bundesverfassungsgericht hat mit Be-
schluss vom 11.1.2005 entschieden, dass die Einbezie-
hung von Sozialversicherungsbeiträgen des Kindes in 
den Grenzbetrag gegen den allgemeinen Gleichheits-
grundsatz verstößt. Folglich sind die Einkünfte des 
Kindes um die Arbeitnehmeranteile der gesetzlichen 
Sozialversicherungsbeiträge (Kranken-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung) zu kürzen.

• Praktikum als Voraussetzung für den Kin-
dergeldanspruch: Ein Praktikum kann einen Kin-
dergeldanspruch dann begründen, wenn es Teil der 
Berufsausbildung ist. Dies setzt voraus, dass ein hin-
reichender Bezug zum Berufsziel glaubhaft gemacht 
wird. Davon kann ausgegangen werden, wenn dem 
Praktikum ein detaillierter Ausbildungsplan zugrunde 
liegt, der darauf abzielt, unter fachkundiger Anleitung 
für die Ausübung des angestrebten Berufs wesentliche 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln. 
Wenn ein Kind als ausbildungsplatzsuchend berück-
sichtigt werden soll, muss der Kindergeldberechtigte 
der Familienkasse die ernsthaften Bemühungen des 
Kindes um einen Ausbildungsplatz durch geeignete 
Unterlagen, insbesondere durch schriftliche Bewer-
bungen sowie deren Zwischennachrichten oder Ableh-
nungen nachweisen. Der Nachweis kann – wenn die 
schriftlichen Unterlagen nicht mehr vorhanden sind 
– auch durch Zeugeneinvernahme, z. B. des Kindes, 
erbracht werden. 

• Abwicklung von Einkünften aus Kapital-
vermögen über das Konto des Kindes

Mit Urteil vom 29.4.2008 hat das Finanzgericht (FG) 
Rheinland-Pfalz zu der nicht seltenen Frage Stellung 
genommen, wem erzielte Einkünfte steuerlich zuzu-
ordnen sind, wenn die Eltern umfangreiche Wertpa-
piergeschäfte über die Konten ihrer Kinder, hinsicht-
lich derer sie verfügungsberechtigt sind, tätigen. 
Nach den Feststellungen des Finanzamts verfügten 
die Eltern über die Konten der Kinder wie über eigene 
Konten. Die erzielten Erträge wurden geschätzt und in 
steuerlicher Hinsicht den Eltern zugeordnet.
Die Eltern begehrten, die Kapitaleinkünfte der voll-
jährigen Tochter zuzurechnen, da die Kontovollmacht 
der Eltern im betreffenden Jahr widerrufen worden 
sei. Es gebe keine tatsächliche Vermutung dafür, dass 
die Eltern die Kapitalerträge für Vermögen, das sie 
ihren Kindern schenkten, für sich verwenden wür-
den. Gleichwohl rechnete das Finanzamt die auf rund 
7.400 Euro geschätzten Erträge den Eltern zu. 
Aus den Gesamtumständen des Streitfalls ergibt sich, 
dass die Einkünfte aus Kapitalvermögen der Tochter 
den Eltern zuzurechnen sind. Diese hätten die Einkünf-
te nämlich auf eigene Rechnung erzielt und das auf 
den Konten der Tochter befi ndliche Kapital zu keiner 
Zeit wie fremdes, sondern stets wie eigenes Vermögen 
verwaltet. Die Tochter habe über kein entsprechendes 
Eigenkapital verfügt, um überhaupt die im Streit be-

fi ndlichen Kapitaleinkünfte erzielen zu können. Dass 
die Eltern der Tochter im Wege der Schenkung Gelder 
in entsprechender Höhe zugewandt hätten, sei zwar 
behauptet, aber nicht nachgewiesen worden.

• Einsprüche bezüglich der Einkünfte aus 
Kapitalvermögen und des Solidaritätszu-
schlags

Die obersten Finanzbehörden der Länder haben mit 
Allgemeinverfügung vom 22.7.2008 festgelegt, dass 
alle an diesem Datum anhängigen Einsprüche gegen 
Festsetzungen der Einkommensteuer sowie gegen ge-
sonderte und einheitliche Feststellungen von Besteue-
rungsgrundlagen zurückgewiesen werden, soweit mit 
den Einsprüchen geltend gemacht wird, die Besteue-
rung der Einkünfte aus Kapitalvermögen verstoße ge-
gen das Grundgesetz. Das Gleiche gilt für Einsprüche 
gegen die Festsetzung des Solidaritätszuschlags.
Dieser Allgemeinverfügung können betroffene Steuer-
pfl ichtige nur auf dem Klageweg beim Finanzgericht 
entgegentreten. Die Frist für die Erhebung der Klage 
beträgt ein Jahr.

Anmerkung: Vor dem Niedersächsischen Finanzge-
richt ist zwischenzeitlich erneut ein Verfahren gegen 
die Erhebung des Solidaritätszuschlags anhängig. 
Sollte dieses Verfahren positiv für die Steuerpfl ichti-
gen entschieden werden, wird sich mit der Frage si-
cherlich auch der Bundesfi nanzhof bzw. das Bundes-
verfassungsgericht noch einmal befassen müssen. 

• Informationsaustausch zwischen Finanz-
amt und Staatsanwaltschaft 

Den Steuerpfl ichtigen wenig bekannt sind die mannig-
fachen Durchbrechungen des Steuergeheimnisses, die 
im Rahmen der Verfolgung von Steuerstraftaten oder 
anderen gravierenden Delikten unabdingbar oder in 
sonstigen Fällen vom Gesetzgeber ausdrücklich zuge-
lassen sind. Dazu gehört die Verpfl ichtung der Finanz-
behörden, den Strafverfolgungsbehörden Tatsachen 
mitzuteilen, die den Verdacht rechtswidriger Schmier-
geldzahlungen begründen. 
In den 90er Jahren hat der Gesetzgeber den bis dahin 
möglichen Abzug solcher Zahlungen als Betriebsaus-
gaben abgeschafft und die wechselseitige Informati-
onspfl icht der Finanzverwaltung und der Strafverfol-
gungsbehörden eingeführt.
Diese Mitteilungspfl icht war Gegenstand eines An-
trags auf einstweilige Anordnung, mit dem ein Unter-
nehmen dem Finanzamt (FA) untersagen lassen wollte, 
die Staatsanwaltschaft über Zahlungen zu informieren, 
die es in der Vergangenheit in Höhe von 10 % des Wer-
tes der bestellten Waren an den Einkäufer eines maß-
geblichen Kunden geleistet hatte. 
Das Unternehmen war der Meinung, dass die Mittei-
lung unterbleiben muss, weil die in der Betriebsprüfung 
gewonnenen Erkenntnisse mangels entsprechender 
Belehrung nicht strafrechtlich verwertet werden dür-
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fen und außerdem inzwischen Strafverfolgungsverjäh-
rung eingetreten ist. 
Der Bundesfi nanzhof betont in seinem Beschluss vom 
14.7.2008, dass der Wortlaut der einschlägigen Bestim-
mung das FA verpfl ichtet, Tatsachen, die den Verdacht 
einer Korruptionstat begründen, der Staatsanwaltschaft 
mitzuteilen. 
Selbst in einem offensichtlich strafverfolgungsver-
jährten Fall stellt die Offenbarung keinen unverhält-
nismäßigen Eingriff in die Rechte des Steuerpfl ichti-
gen dar, denn in einem solchen Fall hat dieser keine 
Ermittlungen der an Recht und Gesetz gebundenen 
Staatsanwaltschaft zu befürchten.

• Neue Hinzuverdienstgrenzen für Rentner 

Rückwirkend zum 1.1.2008 wurde der zulässige Hin-
zuverdienst für Rentner von 350 Euro auf 400 Euro 
erhöht und mit der Minijobgrenze gleichgestellt. Rent-
ner, die die Regelaltersgrenze (zzt. das 65. Lebensjahr) 
noch nicht erreicht haben und regelmäßig mehr als 
400 Euro monatlich neben ihrer Altersrente hinzuver-
dienen, erhalten eine Teilrente. Eine Teilrente kann in 
Höhe von zwei Dritteln, der Hälfte oder einem Drittel 
der Vollrente gezahlt werden. Welche Teilrente gezahlt 
wird, hängt von der Höhe des Hinzuverdienstes ab. 
Wird auch die Hinzuverdienstgrenze für die Ein-Drit-
tel-Teilrente überschritten, fällt der Rentenanspruch 
ganz weg.
Teilrentenbezieher können zweimal im Jahr den dop-
pelten Betrag verdienen, ohne ihre Rentenzahlung zu 
gefährden. Während Neurentnern die individuellen 
Hinzuverdienstgrenzen im Rentenbescheid mitgeteilt 
werden, sollten Personen, die schon länger Rente be-
ziehen, ihre individuellen Hinzuverdienstgrenzen bei 
ihrem Rentenversicherungsträger erfragen.

• Arbeitnehmer-Pauschbetrag bei Einkünf-
ten aus selbstständiger und nicht selbst-
ständiger Arbeit

Erzielt ein Steuerpfl ichtiger (im Streitfall ein als ange-
stellter Assessor und als selbstständiger Rechtsanwalt 
tätiger Jurist) sowohl Einnahmen aus selbstständiger 
als auch aus nicht selbstständiger Arbeit, so sind die 
durch diese Tätigkeiten veranlassten Aufwendungen 
den jeweiligen Einkunftsarten, gegebenenfalls nach 
einer im Schätzungswege vorzunehmenden Aufteilung 
der Aufwendungen, als Werbungskosten oder Betriebs-
ausgaben zuzuordnen. Sind die Werbungskosten nied-
riger als der Arbeitnehmer-Pauschbetrag, so ist dieser 
in voller Höhe anzusetzen. Der Steuerpfl ichtige kann 
keine beliebige Bestimmung treffen und auf diese Wei-
se neben dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag sämtliche 
nachgewiesenen Aufwendungen als Betriebsausgaben 
geltend machen.
Der Steuerpfl ichtige, der Einnahmen aus nicht selbst-
ständiger Arbeit erzielt, hat einen Rechtsanspruch auf 
den Ansatz des ungekürzten Arbeitnehmer-Pausch-
betrages, selbst wenn feststeht, dass keine oder nur 

geringe Werbungskosten angefallen sind. Bei einem 
zwingenden gesetzlichen Pauschbetrag verbieten sich 
nach einer Entscheidung des Bundesfi nanzhofs vom 
10.6.2008 Überlegungen, ob im Einzelfall die Besteu-
erung vereinfacht wird oder nicht.

• Aufwendungen für Auslandssprachkurs 
als Werbungskosten

Bei einer nicht am Wohnort stattfi ndenden Fortbil-
dungsveranstaltung setzt der Abzug von Reisekosten 
als Werbungskosten voraus, dass die Reise ausschließ-
lich oder nahezu ausschließlich der berufl ichen Sphäre 
zuzuordnen ist. Das ist u. a. der Fall, wenn der Reise 
ein unmittelbarer berufl icher Anlass zugrunde liegt 
und die Verfolgung privater Reiseinteressen nicht den 
Schwerpunkt der Reise bildet. Diese Voraussetzungen 
können im Einzelfall auch erfüllt sein, wenn ein 
Sprachlehrgang zum Erwerb oder zur Sicherung eines 
Arbeitsplatzes erforderlich ist. 
Grundsätzlich reicht es nach Auffassung des Bundes-
fi nanzhofs in seinem Urteil vom 10.4.2008 aus, wenn 
der Sprachkurs auf die besonderen berufl ichen oder 
betrieblichen Interessen des Steuerpfl ichtigen zuge-
schnitten ist. Deshalb können auch die in einer Fremd-
sprache vermittelten fachspezifi schen Informationen 
etwa in Form wirtschaftswissenschaftlicher Vorle-
sungen der Erweiterung der Sprachkompetenz förder-
lich und damit berufl ich veranlasst sein. 

• Übernahme von Studiengebühren durch 
den Arbeitgeber für den Besuch einer 
Berufsakademie 

Berufsakademien erheben seit dem Sommersemester 
2007 eine Studiengebühr. Schuldner der Studienge-
bühr ist der studierende Arbeitnehmer.
Übernehmen Arbeitgeber im Rahmen des Ausbildungs-
dienstverhältnisses die vom studierenden Arbeitneh-
mer geschuldeten Studiengebühren, ist aufgrund des 
ganz überwiegenden betrieblichen Interesses des Ar-
beitgebers kein Vorteil mit Arbeitslohncharakter anzu-
nehmen, wenn sich der Arbeitgeber arbeitsvertraglich 
zur Übernahme der Studiengebühren verpfl ichtet. Das 
ganz überwiegende betriebliche Interesse muss doku-
mentiert sein durch eine Rückzahlungsverpfl ichtung 
des Studierenden, wenn er das ausbildende Unterneh-
men auf eigenen Wunsch innerhalb von zwei Jahren 
nach Studienabschluss verlässt.

• Wegfall der Zweijahresfrist bei Antrags-
veranlagung

Der Antrag auf Durchführung einer Einkommensteu-
erveranlagung war bisher bis zum Ablauf des auf den 
Veranlagungszeitraum folgenden zweiten Kalender-
jahrs durch Abgabe einer Einkommensteuererklärung 
zu stellen. Aufgrund der Gesetzesänderung durch das 
Jahressteuergesetz (JStG) 2008 kann der Antrag auf 
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Durchführung einer Einkommensteuerveranlagung in-
nerhalb der Festsetzungsfrist gestellt werden. 
Hat das Finanzamt einen Antrag auf Einkommensteu-
erveranlagung bereits abgelehnt, weil der Antrag nach 
Ablauf der bisherigen Zweijahresfrist eingegangen ist 
und stellt der Steuerpfl ichtige nach Bestandskraft des 
Ablehnungsbescheids einen erneuten Antrag, kann 
diesem nicht entsprochen werden. 
Die Neuregelung ist für Veranlagungszeiträume vor 
2005 nur anzuwenden, wenn über einen Antrag auf 
Veranlagung zur Einkommensteuer am Tag der Ver-
kündigung des JStG 2008 (28.12.2007) noch nicht be-
standskräftig entschieden wurde.

• Für das Verlegen des Hausanschlusses 
gilt der ermäßigte Umsatzsteuersatz

Beim Bundesfi nanzhof (BFH) ist ein Verfahren an-
hängig, das die Frage klären soll, ob das Legen von 
Wasserleitungen (Liefererleitungen) einschließlich 
der Hauswasseranschlüsse als umsatzsteuerpfl ichtige 
Leistung, bei der der Regulärsteuersatz (v. zzt. 19 %) 
oder, als unselbstständige Nebenleistung, bei der ein 
Steuersatz (von zzt. 7 %) zum Tragen kommt, anzu-
sehen ist. Der BFH hat diese Frage dem Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) zur Entscheidung vorgelegt. 
Der EuGH stellt in seiner Entscheidung vom 3.4.2008 
zunächst fest, dass die Umsatzsteuer-Richtlinie dahin 
auszulegen ist, dass unter den Begriff „Lieferungen 
von Wasser“ auch das Legen eines Hausanschlusses 
fällt, das in der Verlegung einer Leitung besteht, die 
die Verbindung des Wasserverteilungsnetzes mit der 
Wasseranlage eines Grundstücks ermöglicht
Zudem können die Mitgliedstaaten konkrete und spe-
zifi sche Aspekte der „Lieferungen von Wasser“ – wie 
das Legen eines Hausanschlusses – mit einem ermä-
ßigten Mehrwertsteuersatz belegen. Damit dürfte das 
Legen von Wasserleitungen dem ermäßigten Umsatz-
steuersatz von 7 % unterliegen.
Anmerkung: Falls Bescheide über das Legen des 
Hausanschlusses noch mit dem vollen Steuersatz er-
gangen sind bzw. ergehen, sollte Rechtsbehelf einge-
legt werden.

• Keine nachträgliche Anrechnung von 
Kapitalertragsteuer nach Ablauf der Zah-
lungsverjährungsfrist

Zu Lasten eines Steuerpfl ichtigen von einem Kredit-
institut einbehaltene und an das Finanzamt (FA) ab-
geführte Kapitalertragsteuer ist auf die gegen den 
Steuerpfl ichtigen festgesetzte Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer anzurechnen. Die Vorlage einer 
„Steuerbescheinigung“ über die Einbehaltung und 
Abführung der Kapitalertragsteuer ist jedoch Vo-
raussetzung für die Anrechnung. 
In einem vom Bundesfi nanzhof (BFH) am 12.2.2008 
entschiedenen Fall ist gegen einen Steuerpfl ichtigen 
1993 Körperschaftsteuer festgesetzt worden. In einer 
sog. Anrechnungsverfügung hat das FA die von der 

Klägerin beantragte Anrechnung von Kapitalertrag-
steuer in Höhe von rund 11.000 DM abgelehnt, weil 
die dafür erforderlichen Steuerbescheinigungen nicht 
vorlagen. Der Vorbehalt der Nachprüfung ist 1999 auf-
gehoben worden und die Kapitalertragsteuer auch in 
der dem betreffenden Bescheid beigefügten Anrech-
nungsverfügung nicht berücksichtigt worden. 
Im Jahr 2001 hat die Klägerin dem FA Steuerbeschei-
nigungen für den vorgenannten Betrag vorgelegt und 
erneut die Anrechnung der darin ausgewiesenen Kapi-
talertragsteuer beantragt. Das FA hat dies wegen Zah-
lungsverjährung abgelehnt. Der BFH hat daraufhin 
entschieden: Ist abgeführte Kapitalertragsteuer in einer 
Anrechnungsverfügung nicht angerechnet worden, so 
kann diese nach Ablauf der Zahlungsverjährungsfrist 
nicht mehr nachgeholt werden.

• Frage der Verfassungsmäßigkeit der 
Grundsteuer liegt erneut vor dem Bun-
desverfassungsgericht

Erst mit Schreiben vom 2.5.2007 hat das Bundesfi -
nanzministerium festgelegt, dass alle Änderungsanträ-
ge in Zusammenhang mit der Grundsteuer abgelehnt 
werden sollen. Zur Begründung wurde darauf hinge-
wiesen, dass das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
in mehreren Beschlüssen die Verfassungsmäßigkeit 
des Grundsteuergesetzes bestätigt habe. 
Über die Annahme eines weiteren Verfahrens, das 
beim BVerfG unter dem Aktenzeichen 1 BvR 1334/07 
anhängig ist, bei dem es um die Verfassungsbeschwer-
de gegen die Grundsteuer auf selbst genutztes Woh-
nungseigentum geht, ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
noch nicht entschieden worden.
Die Oberfi nanzdirektion Karlsruhe (OFD) weist aus 
gegebenem Anlass darauf hin, dass, sofern Anträge 
auf Aufhebung von Grundsteuermessbescheiden vor-
liegen, die sich auf die vorgenannte Verfassungsbe-
schwerde berufen, die Bearbeitung dieser Anträge bis 
zur Entscheidung über die Annahme zurückgestellt 
werden kann. Bei Anträgen auf Fortschreibung oder 
Aufhebung des Einheitswerts will die OFD entspre-
chend verfahren.
Anmerkung: Eigentümer selbst genutzter Immobili-
en können Grundsteuerfestsetzungen durch die neue 
Verfassungsbeschwerde jetzt unter Hinweis auf dieses 
Verfahren wieder offenhalten. Da es in den einzelnen 
Bundesländern unterschiedliche Erhebungsverfahren 
gibt, stehen hierfür auch verschiedene Rechtsmittel 
zur Verfügung. 

• Grundsteuererlass bei strukturell 
bedingter Ertragsminderung

Mit Urteil vom 24.10.2007 hat der Bundesfi nanzhof 
bezüglich eines bebauten Grundstücks, dessen Ein-
heitswert im Ertragswertverfahren ermittelt worden ist, 
entschieden, dass der Grundsteuererlass unabhängig 
davon zu gewähren ist, ob die das erforderliche Aus-
maß (mehr als 20 %) erreichende Ertragsminderung 
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typisch oder atypisch, strukturell oder nicht strukturell 
bedingt, vorübergehend oder nicht vorübergehend ist. 
Die Ertragsminderung ist lediglich an der tatsächlich 
vereinbarten oder an der üblichen Miete zu messen.
Die tatsächlich vereinbarte Miete ist maßgebend bei 
zu Beginn des Erlasszeitraums (1.1. des jeweiligen 
Kalenderjahres) vermieteten Räumen, wenn etwa der 
Mieter im Verlauf dieses Zeitraums die Miete schul-
dig bleibt oder auszieht und ein Nachmieter nicht oder 
nicht sofort gefunden werden kann. Die übliche Miete 
ist u. a. maßgeblich bei Räumen, die zu Beginn des 
Erlasszeitraums leer standen. Übliche Miete ist dabei 
die Miete, die für Räume gleicher oder ähnlicher Art, 
Lage und Ausstattung regelmäßig gezahlt wird. 
Bleiben die tatsächlich erzielten Einnahmen in dem 
einjährigen Erlasszeitraum – bezogen auf das oder die 
Gebäude im Ganzen – hinter diesen Bezugsgrößen 
um mehr als 20 % zurück, besteht ein Anspruch auf 
Grundsteuererlass, wenn den Steuerpfl ichtigen kein 
Verschulden an der Ertragsminderung trifft. Um dies 
auszuschließen, muss er sich um eine Vermietung der 
Räume zu einem marktgerechten Preis nachhaltig be-
müht haben.

• Grunderwerbsteuerrechtliche Behand-
lung von Fotovoltaik- und Solaranlagen

Beim Kauf eines Grundstücks wird Grunderwerbsteu-
er fällig. Zum Grundstück gehören sämtliche (Gebäu-
de-)Bestandteile. Gebäudebestandteile sind u. a. Hei-
zungsanlagen, fest eingebaute Bad- und Sanitärein-
richtungen, Versorgungsleitungen für Strom, Wasser 
und Heizung und auch die Dacheindeckung.
Ob und wann Fotovoltaik- und Solaranlagen auch un-
ter die Grunderwerbsteuer fallen, hat das Bayerische 
Landesamt für Steuern in einem Schreiben zusammen-
gefasst. Danach gilt folgende Regelung:

Solaranlagen: Solaranlagen dienen der Wärmege-
winnung durch Sonnenlicht. Diese Technik wird über-
wiegend zur Erwärmung von Wasser für den sanitären 
Bereich oder zur Raumheizung eingesetzt, meist zur 
Ergänzung der Wärmeversorgung. Heizungsanlagen 
sind regelmäßig Gebäudebestandteile. Der auf die So-
laranlage entfallende Kaufpreisanteil gehört somit zur 
Gegenleistung.

Fotovoltaikanlagen zur Eigenversorgung: Fotovol-
taikanlagen erzeugen Strom durch Sonnenenergie und 
sind – soweit sie nur der Stromerzeugung für den Ei-
genbedarf dienen – Gebäudebestandteil. Der entspre-
chende Kaufpreisanteil gehört zur grunderwerbsteuer-
rechtlichen Bemessungsgrundlage.
Fotovoltaikanlagen im Rahmen eines Gewerbebe-
triebs: Zur Amortisation der hohen Anschaffungskos-
ten dieser Anlagen wird der erzeugte Strom von den 
Grundstücksbesitzern jedoch meistens an einen Ener-
gieversorger geliefert. Soweit Fotovoltaikanlagen im 
Rahmen eines Gewerbebetriebs genutzt werden, han-
delt es sich um Betriebsvorrichtungen, die nicht zum 
Grundstück gehören. Auf sie entfallende Kaufpreisan-
teile gehören somit nicht zur Gegenleistung.

Dachziegel-Fotovoltaikanlagen können zwar auch 
im Rahmen eines Gewerbebetriebs genutzt werden. 
Sie dienen jedoch gleichzeitig auch als Ersatz für eine 
ansonsten erforderliche Dacheindeckung (z. B. anstel-
le von Ziegel- oder Schiefereindeckung) und sind des-
halb in das Grundvermögen einzubeziehen. Der ent-
sprechende Kaufpreisanteil gehört somit in jedem Fall 
zur Gegenleistung.

• Grunderwerbsteuer-Umsatzsteuer-Cock-
tail für Bauherren landet vor dem EuGH

Das Niedersächsische Finanzgericht (FG) legte dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) die Frage zur Ent-
scheidung vor, ob die Erhebung der deutschen Grund-
erwerbsteuer auf „künftige“ Bauleistungen beim Er-
werb eines noch unbebauten Grundstücks (sogenann-
ter einheitlicher Leistungsgegenstand bestehend aus 
Bauleistungen sowie Erwerb des Grund und Bodens) 
gegen das europäische Umsatzsteuer-Mehrfachbelas-
tungsverbot verstößt.
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfi nanzhofs 
(BFH) ist das deutsche Grunderwerbsteuergesetz so 
anzuwenden, dass die Grunderwerbsteuer über den 
Grunderwerb hinaus auf künftige Bauleistungen aus-
gedehnt wird. Die künftigen Bauleistungen werden 
nach Ansicht des BFH als nicht eigenständiger Teil 
eines einheitlichen Leistungsgegenstandes, bestehend 
aus Grundstückserwerb zuzüglich künftiger Bauleis-
tungen, bewertet. Dabei reicht es für die Annahme 
eines einheitlichen Leistungsgegenstandes – und da-
mit für die zusätzliche Grunderwerbsteuerpfl icht der 
Bauleistungen – bereits aus, dass der Grundstücksver-
käufer und das Bauunternehmen zusammenwirken. 
Das trifft u. a. schon dann zu, wenn das Bauunterneh-
men ein Angebot für die Bebauung macht, welches der 
Erwerber – vor oder nach Abschluss des Grundstücks-
kaufvertrages – tatsächlich annimmt.
Die Mehrfachbelastung entsteht erstens durch die an-
fallende Umsatzsteuer und zum zweiten wegen der 
gemeinschaftsrechtlich bedenklichen Anwendung des 
nationalen Grunderwerbsteuergesetzes auf die Bau-
leistungen  sowie aufgrund der zusätzlich anfallenden 
„Steuer auf die Steuer“ (Grunderwerbsteuer auf die 
Umsatzsteuer), die der betroffene Verbraucher eben-
falls zu tragen hat.
Diese Rechtsprechungspraxis führt nach Ansicht des 
FG auf der Ebene des steuerpfl ichtigen Verbrauchers 
zu einem nationalen „Belastungscocktail“, der dem 
Gebot der Europäischen Mehrwertsteuer-Systemricht-
linie, wonach umsatzsteuerliche Mehrfachbelastungen 
zu vermeiden sind, widersprechen könnte.

Anmerkung: Steuerpfl ichtige sollten Grunderwerb-
steuerbescheide, in denen angesichts eines angenom-
menen einheitlichen Leistungsgegenstand auch Bau-
leistungen mit Grunderwerbsteuer besteuert werden, 
innerhalb der Rechtsbehelfsfrist von einem Monat mit 
Einspruch unter Hinweis auf das anhängige Verfahren 
anfechten und um Ruhen des Verfahrens bis zur Ent-
scheidung des EuGH bitten.
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Für Gewerbetreibende / Freiberufl er

• Übernachtungskosten für Unternehmer 
nur noch mit Übernachtungsbeleg steuer-
lich ansetzbar 

Wie bei Dienstreisen der Arbeitnehmer sind seit dem 
1.1.2008 auch bei Geschäftsreisen der Unternehmer 
nur noch die tatsächlichen Kosten für Auslandsüber-
nachtungen steuerlich abzugsfähig.
Der Unternehmer kann seinem Arbeitnehmer seit 
dem 1.1.2008 die Übernachtungskosten weiterhin 
pauschal steuerfrei erstatten, muss aber für sich 
selbst zwingend einen Übernachtungsbeleg vorwei-
sen, um die Kosten steuerlich geltend machen zu 
können. 

Beispiel: Unternehmer X ist in Italien geschäftlich 
unterwegs und muss dafür 20-mal übernachten. 
Übernachtungsbelege kann er nicht vorweisen. Der 
Übernachtungspauschbetrag für Italien beträgt 100 
Euro. Während er bis 31.12.2007 den Pauschbe-
trag für Übernachtung in Höhe von (100 Euro x 20 
Übernachtungen =) 2.000 Euro steuerlich ansetzen 
konnte, ist dies seit dem 1.1.2008 nicht mehr mög-
lich.

Diese Änderung wurde mit den Lohnsteuerrichtlinien 
2008 eingeführt.

• Ordnungsmäßigkeit eines Fahrtenbuchs 
trotz kleinerer Mängel?

Ist wegen der Möglichkeit, einen Dienstwagen auch 
privat zu nutzen, ein geldwerter Vorteil anzusetzen, so 
ist dessen Höhe nach der 1-%-Regelung zu bewerten, 
sofern nicht das Verhältnis der privaten Fahrten zu 
den betrieblichen Fahrten durch ein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch nachgewiesen wird. 
Der Begriff des ordnungsgemäßen Fahrtenbuchs ist 
gesetzlich nicht näher bestimmt. Durch die Rechtspre-
chung des Bundesfi nanzhofs (BFH) sind jedoch die 
Voraussetzungen, die an ein ordnungsgemäßes Fahr-
tenbuch zu stellen sind, im Wesentlichen geklärt. 
Ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch muss hiernach 
zeitnah und in geschlossener Form geführt werden. 
Die zu erfassenden Fahrten einschließlich des an ih-
rem Ende erreichten Gesamtkilometerstandes müssen 
im Fahrtenbuch vollständig und in ihrem fortlaufenden 
Zusammenhang wiedergegeben werden. Dabei ist jede 
einzelne berufl iche Verwendung grundsätzlich für sich 
und mit dem bei Abschluss der Fahrt erreichten Ge-
samtkilometerstand des Fahrzeugs aufzuzeichnen. 
Besteht eine einheitliche berufl iche Reise aus mehre-
ren Teilabschnitten, so können diese Abschnitte mit-
einander zu einer zusammenfassenden Eintragung 
verbunden werden. Es genügt dann die Aufzeichnung 

des am Ende der gesamten Reise erreichten Kfz-Ge-
samtkilometerstands, wenn zugleich die einzelnen 
Kunden oder Geschäftspartner im Fahrtenbuch in der 
zeitlichen Reihenfolge aufgeführt werden, in der sie 
aufgesucht worden sind. 
Wird andererseits der berufl iche Einsatz des Fahrzeugs 
zugunsten einer privaten Verwendung unterbrochen, 
so stellt diese Nutzungsänderung wegen der damit ver-
bundenen unterschiedlichen steuerlichen Rechtsfolgen 
einen Einschnitt dar, der im Fahrtenbuch durch Anga-
be des bei Abschluss der berufl ichen Fahrt erreichten 
Kilometerstands zu dokumentieren ist.
Die Aufzeichnungen im Fahrtenbuch müssen eine 
hinreichende Gewähr für ihre Vollständigkeit und 
Richtigkeit bieten. Kleinere Mängel führen nach dem 
Urteil des Bundesfi nanzhofs vom 10.4.2008 nicht zur 
Verwerfung des Fahrtenbuchs und entsprechender An-
wendung der 1-%-Regelung, wenn die Angaben insge-
samt plausibel sind. 
Die 1-%-Regelung kommt nicht schon deshalb zur An-
wendung, weil der Steuerpfl ichtige die auf den jeweils 
zur Nutzung überlassenen Dienstwagen entfallenden 
Kosten nicht getrennt aufgezeichnet hat. Vorausset-
zung für die Bewertung des geldwerten Vorteils mit 
den anteiligen Kraftfahrzeugkosten ist u. a., dass die 
durch das Kraftfahrzeug insgesamt entstehenden Auf-
wendungen durch Belege nachgewiesen werden. Die 
Vorschrift verlangt jedoch keine getrennte Aufzeich-
nung der Kosten. Allerdings kann die Einrichtung 
eines gesonderten Aufwandskontos den Nachweis er-
leichtern und zweckmäßig sein. 

Anmerkung: Auch wenn der BFH hier zugunsten des 
Steuerpfl ichtigen entschieden hat, weil tatsächlich nur 
kleine – für die Anerkennung des Fahrtenbuches un-
wichtige – Mängel vorhanden waren, sollte zwingend 
auf die ordnungsgemäße Führung des Fahrtenbuches 
(wie vorhin beschrieben) geachtet werden.

• Arbeitsverträge unter Angehörigen müs-
sen strenge Anforderungen erfüllen

Lohnzahlungen an einen im Betrieb des Steuerpfl ichti-
gen mitarbeitenden Angehörigen können als Betriebs-
ausgaben steuerlich angesetzt werden, wenn er auf-
grund eines Arbeitsvertrags beschäftigt wird, die ver-
traglich geschuldete Arbeitsleistung erbringt und der 
Steuerpfl ichtige seinerseits alle Arbeitgeberpfl ichten, 
insbesondere die der pünktlichen und regelmäßigen 
Lohnzahlung erfüllt. 
Bei Angehörigen muss jedoch ganz besonders sicher-
gestellt sein, dass die Vertragsbeziehung und die auf 
ihr beruhenden Leistungen tatsächlich dem betrieb-
lichen und nicht – z. B. als Unterhaltsleistungen – dem 
privaten Bereich zuzurechnen sind. Indizmerkmal für 
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die Zuordnung der Vertragsbeziehungen zum betrieb-
lichen Bereich ist insbesondere, ob der Vertrag sowohl 
nach seinem Inhalt als auch nach seiner tatsächlichen 
Durchführung dem entspricht, was zwischen Fremden 
üblich ist. 
Ist die vom Arbeitnehmer zu erbringende Arbeitsleis-
tung im Vertrag nicht im Einzelnen festgelegt, so steht 
dies der steuerlichen Anerkennung des Vertrags dann 
nicht entgegen, wenn die Leistung bestimmbar ist. Die 
Zulässigkeit mündlicher Absprachen zum Einsatz des 
Arbeitnehmers im Falle fehlender schriftlicher Fixie-
rung der Modalitäten des Arbeitseinsatzes folgt daraus, 
dass ein Arbeitsvertrag weder unter fremden Dritten 
noch unter Angehörigen schriftlich abgeschlossen 
werden muss, um wirksam zu sein, bzw. anerkannt 
zu werden; die Schriftform ist aber zwecks leichteren 
Nachweises des Vertragsinhalts empfehlenswert. 
Da der Arbeitgeber die objektive Beweislast dafür 
trägt, dass sein Angehöriger in seinem Betrieb nicht 
auf einer familiären Grundlage, sondern auf einer steu-
erlich anzuerkennenden Leistungsaustauschbeziehung 
tätig geworden ist, können die geltend gemachten Be-
triebsausgaben steuerlich dann nicht anerkannt wer-
den, wenn es an einem Nachweis für die tatsächlich 
geleistete Arbeitszeit fehlt. 

Anmerkung: Auch wenn geringfügige Abweichungen 
einzelner Sachverhaltsmerkmale vom Üblichen so-
wohl bezüglich des Vertragsinhalts als auch bezüglich 
der Vertragsdurchführung für sich allein nicht immer 
zur steuerlichen Nichtanerkennung des Arbeitsverhält-
nisses führen, sollten ganz besonders Verträge mit na-
hen Angehörigen stets schriftlich fi xiert und im Detail 
ausgearbeitet werden, wenn sie steuerlich relevant sein 
sollen.
Bei neuen Arbeitsverhältnissen werden die Arbeits-
verträge grundsätzlich im Rahmen der sozialversiche-
rungsrechtlichen Statusprüfung angefordert.

• Der Bundesfi nanzhof beseitigt Vererblich-
keit des Verlustvortrags

Der Erbe kann einen vom Erblasser nicht ausgenutzten 
Verlustvortrag in Zukunft nicht mehr zur Minderung 
seiner eigenen Einkommensteuer geltend machen. Das 
hat der Große Senat des Bundesfi nanzhofs (BFH) in 
seinem Beschluss vom 17.12.2007 entschieden. Er ist 
damit von einer rund 45 Jahre währenden höchstrich-
terlichen Rechtsprechung und entsprechenden Praxis 
der Finanzverwaltung abgerückt. 
Aus Gründen des Vertrauensschutzes ist die neue, für 
die Steuerbürger ungünstigere Rechtsprechung aller-
dings erst für zukünftige Erbfällen anzuwenden.
Hintergrund dieser Entscheidung ist ein Rechtsstreit, 
in dem ein Landwirt und Hoferbe im Rahmen seiner 
Veranlagung zur Einkommensteuer den Abzug des 
von seinem verstorbenen Vater nicht ausgenutzten 
Verlustvortrags begehrt. Der XI. Senat des BFH hatte 
die Auffassung vertreten, dass der Verlustabzug ent-
gegen der ständigen Rechtsprechung des BFH nicht 
vererblich sei. 

Dem hat sich der Große Senat im Grundsatz ange-
schlossen. 
Der Übergang des vom Erblasser nicht ausgenutzten 
Verlustvortrags auf den Erben könne weder auf zivil-
rechtliche noch auf steuerrechtliche Vorschriften und 
Prinzipien gestützt werden. Die Einkommensteuer sei 
eine Personensteuer. Sie erfasse die im Einkommen 
zutage tretende Leistungsfähigkeit der einzelnen na-
türlichen Personen und werde daher vom Grundsatz 
der Individualbesteuerung und vom Prinzip der Be-
steuerung nach der individuellen Leistungsfähigkeit 
beherrscht. 
Allerdings hielt der Große Senat des BFH aufgrund 
des Rechtsstaatsprinzips eine vertrauenschützende 
Übergangsregelung für notwendig. Die neue Recht-
sprechung, mit der sich die jahrzehntelang bestehen-
de Rechtslage – vergleichbar einer Gesetzesänderung 
– faktisch ändere, sei daher erst mit Wirkung für die 
Zukunft anzuwenden.

• Abzug von Kosten einer Bewirtung 
bei Schulungsveranstaltung

Aufwendungen für eine geschäftlich veranlasste Be-
wirtung sind steuerlich nicht abziehbar, soweit sie 
70 % des angemessenen Betrags übersteigen. Diese 
Bestimmung greift nach dem Urteil des Bundesfi nanz-
hofs (BFH) vom 18.9.2007, wenn ein Unternehmen 
im Rahmen einer Schulungsveranstaltung Personen 
bewirtet, die nicht seine Arbeitnehmer sind.
Im konkreten Fall setzte ein Hersteller von Metallwa-
ren zum Vertrieb seiner Produkte Fachberater und Han-
delsvertreter ein, die freiberufl ich für ihn tätig wurden. 
Für diesen Personenkreis führte er ganztägige Schu-
lungsveranstaltungen durch, bei denen die Teilnehmer 
auf seine Kosten verpfl egt wurden. Der BFH bestätigte 
die Entscheidung des Finanzamts, das die Aufwen-
dungen für die Verpfl egung als Bewirtungskosten an-
gesehen und den Betriebsausgabenabzug entsprechend 
gekürzt hatte. Er entschied, dass Bewirtungsaufwand 
nur dann unbeschränkt abziehbar sein könne, wenn ein 
Unternehmer seine Arbeitnehmer bewirte. 
Die Bewirtung selbstständig tätiger Geschäftspartner 
werde hingegen von der gesetzlichen Abzugsbeschrän-
kung erfasst.

• Steuer-Identifi kationsnummer vom Arbeit-
nehmer bis 31.12.2008 anfordern

Das Jahressteuergesetz 2008 legte u. a. ab 2011 den 
Ersatz der Papier-Lohnsteuerkarte durch ein elektro-
nisches Verfahren fest. Arbeitnehmer brauchen sich 
dann nicht mehr um die Lohnsteuerkarte zu kümmern. 
Sie müssen stattdessen dem Arbeitgeber die steuer-
liche Identifi kationsnummer neben dem Geburtsdatum 
mitteilen. Der Arbeitgeber kann dann die für die Lohn-
steuer relevanten Daten beim Bundeszentralamt für 
Steuern in Bonn elektronisch abrufen. 
Um einen reibungslosen Ablauf der Lohnabrech-
nungen zu gewährleisten, sollten die Steuer-Identi-
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fi kationsnummern rechtzeitig – möglichst schon bis 
31.12.2008 – vom Arbeitnehmer angefordert und in 
die Abrechnungssysteme eingetragen werden.

• Erweiterung der Aufzeichnungs- und 
Mitteilungspfl ichten des Arbeitgebers

Mit dem Jahressteuergesetz 2007 wurden für den Fall 
der Durchführung einer kapitalgedeckten betrieblichen 
Altersversorgung über eine Pensionskasse, einen Pen-
sionsfonds oder eine Direktversicherung besondere 
Aufzeichnungs- und Mitteilungspfl ichten des Arbeit-
gebers eingeführt, um eine ordnungsgemäße steuer-
liche Behandlung zu gewährleisten. Die besonderen 
Pfl ichten bestehen erstmals für nach dem 31.12.2006 
endende Lohnzahlungszeiträume.

Die Aufzeichnungspfl ichten des Arbeitgebers: Der 
Arbeitgeber hat bei Durchführung einer kapitalge-
deckten betrieblichen Altersversorgung über einen 
Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direkt-
versicherung – gesondert je Versorgungszusage und 
Arbeitnehmer – Folgendes aufzuzeichnen: Zeitpunkt 
der Erteilung der Zusage, alle Änderungen von Altzu-
sagen nach dem 31.12.2004, Zeitpunkt der Übertra-
gung von Zusagen im Sinne des Übertragungsabkom-
mens der Versicherungswirtschaft oder vergleichbarer 
Vereinbarungen bei Arbeitgeberwechsel.
Bei Arbeitnehmern, für die die Pauschalversteuerung 
in der alten Fassung genutzt wird, muss der Arbeit-
geber gesondert je Versorgungszusage folgende Auf-
zeichnungen führen: Inhalt der Zusage bezogen auf 
den Stichtag 31.12.2004, ggf. Förderungsverzichtser-
klärung des Arbeitnehmers, alle Änderungen der Zu-
sage nach dem 31.12.2004.

Die Mitteilungspfl ichten des Arbeitgebers: Der Ar-
beitgeber hat der Versorgungseinrichtung (Pensions-
fonds, Pensionskasse, Direktversicherung), die für 
ihn die betriebliche Altersversorgung durchführt, spä-
testens zwei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres 
oder zwei Monate nach Beendigung des Dienstver-
hältnisses im Laufe des Kalenderjahres gesondert je 
Versorgungszusage die für den einzelnen Arbeitneh-
mer geleisteten und steuerfrei belassenen, nach § 40 b 
EStG in der alten – am 31.12.2004 geltenden – Fas-
sung pauschal besteuerten oder individuell besteuerten 
Beiträge mitzuteilen. 
Eine Mitteilung kann nur dann unterbleiben, wenn die 
Versorgungseinrichtung die steuerliche Behandlung 
der für den einzelnen Arbeitnehmer im Kalenderjahr 
geleisteten Beiträge bereits kennt oder aus den bei ihr 
vorhandenen Daten feststellen kann, und dieser Um-
stand dem Arbeitgeber mitgeteilt worden ist. 
Unterbleibt die Mitteilung des Arbeitgebers, ohne dass 
ihm eine entsprechende Mitteilung der Versorgungs-
einrichtung vorliegt, so hat die Versorgungseinrichtung 
davon auszugehen, dass es sich insgesamt um steuer-
begünstigte Beiträge handelt, die in der Auszahlungs-
phase zu besteuern sind, wodurch der Arbeitnehmer 
ev. einen erheblichen fi nanziellen Schaden erleidet. 

• Keine Umsatzsteuer mehr auf Grund-
stücks entnahme bei gemischt genutzten 
Grundstücken

Seit dem sog. Seeling-Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) aus dem Jahr 2003 können Unter-
nehmer, die eine Immobilie sowohl unternehmerisch 
als auch privat nutzen, die gesamte Vorsteuer aus den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten steuerlich gel-
tend machen. Im Gegenzug unterliegt die private Nut-
zung Jahr für Jahr der Umsatzsteuerpfl icht. Der Zeit-
raum für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage der 
unentgeltlichen Wertabgabe wurde vom Gesetzgeber, 
entgegen den ursprünglichen Vorstellungen, von 50 
Jahren auf 10 Jahre verkürzt. 
Besonders schwere Folgen hatte die Auffassung der Fi-
nanzverwaltung, wonach bei einer Entnahme des Ob-
jekts aus dem Unternehmensvermögen die Entnahme 
Umsatzsteuerpfl icht auslöst, bei der der Verkehrswert 
der Immobilie zum Zeitpunkt der Entnahme als Be-
messungsgrundlage dienen würde. Dies führt zu einer 
steuerlichen Doppelbelastung, da die Vorsteuer aus den 
privat veranlassten Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten mit Ablauf des 10-jährigen Berichtigungszeit-
raums bereits vollständig zurückgezahlt wird. 
Diese Besteuerungspraxis verstößt jedoch nach Auffas-
sung vieler Experten gegen die EU-Richtlinien. Auf-
grund einer eingereichten Beschwerde hat die Euro-
päische Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren 
gegen die Bundesrepublik Deutschland eingeleitet. 
Nunmehr teilt das Bundesfi nanzministerium in 
einem Schreiben vom 22.9.2008 mit, dass es die Um-
satzsteuerbefreiung bei der Entnahme von Gründ-
stücken wieder in allen offenen Fällen anwendet. 
Anmerkung: Die Europäische Kommission plant 
eine Änderung der Mehrwertsteuerrichtlinie, wonach 
die Vorsteuer bei gemischt genutzten Grundstücken 
nur noch so weit abzugfähig bleibt, wie sie auf den 
unternehmerisch genutzten Gebäudeanteil entfällt. Die 
spätere Nutzungsänderung kann dann durch eine Vor-
steuerberichtigung berücksichtigt werden. Wer noch 
das derzeitig geltende Modell in Anspruch nehmen 
will, sollte sich unbedingt beraten lassen. 

• Anforderungen an zum Vorsteuerabzug 
berechtigende Rechnungen

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 
6.12.2007 entschieden, dass zum Vorsteuerabzug be-
rechtigende Rechnungen grundsätzlich den richtigen 
Namen (Firma) und die richtige Adresse des leistenden 
Unternehmers angeben müssen. Der sog. Sofortabzug 
der Vorsteuer gebiete es, dass der Finanzverwaltung 
eine leicht nachprüfbare Feststellung des leistenden 
Unternehmers ermöglicht werde. 
Der BFH hatte bisher nur in Fällen von GmbHs ent-
schieden, dass der Abzug der in der Rechnung ausge-
wiesenen Umsatzsteuer nur möglich ist, wenn der in 
der Rechnung angegebene Sitz der GmbH bei Ausfüh-
rung der Leistung und bei Rechnungsstellung tatsäch-
lich bestanden hat. Der Unternehmer, der den Vorsteu-
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erabzug begehrt, trägt die Feststellungslast dafür, dass 
der in der Rechnung angegebene Sitz des leistenden 
Unternehmers tatsächlich bestanden hat, weil für ihn 
eine Obliegenheit besteht, sich über die Richtigkeit der 
Angaben in der Rechnung zu vergewissern.
Mit dem jetzigen Urteil werden diese Anforderungen 
auf alle Unternehmer – unabhängig von der Rechts-
form – erweitert. 

• Zugriff des Finanzamts auf datenver-
arbeitungsgestützte Buchführung

In zwei Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes 
hat der Bundesfi nanzhof (BFH) dazu Stellung genom-
men, in welchem Umfang die Finanzverwaltung bei 
Außenprüfungen auf die mit Hilfe von Datenverarbei-
tungssystemen geführte Buchhaltung des Steuerpfl ich-
tigen zugreifen darf. 
Eine Aktiengesellschaft hatte bestimmte Einzelkonten 
ihrer EDV-gestützten Finanzbuchhaltung gegen den 
Zugriff durch die Prüfer gesperrt und sich geweigert, 
in elektronischen Formaten gespeicherte Ein- und 
Ausgangsrechnungen über ihr EDV-System lesbar zu 
machen und stattdessen den Ausdruck auf Papier an-
geboten. 
Der BFH hat sich mit Beschluss vom 26.9.2007 fest-
gelegt, dass sich das Datenzugriffsrecht der Finanzver-
waltung auf sämtliche Konten der Finanzbuchhaltung 
erstreckt. Es steht auch nicht im Belieben des Steuer-
pfl ichtigen, einzelne Konten vor dem Zugriff der Prü-
fer zu sperren. 
Der Steuerpfl ichtige ist verpfl ichtet, den Prüfern die in 
elektronischen Formaten gespeicherten Ein- und Aus-
gangsrechnungen mit Hilfe seines EDV-Systems über 
Bildschirm lesbar zu machen. 

• Künstlersozialabgabe für alle Unterneh-
men ein Thema

Viele Betriebe bezahlten in der Vergangenheit die 
Künstlersozialabgaben – aus Unwissenheit und/oder 
weil sie sich von dem Begriff haben täuschen lassen – 
nicht, obwohl sie dazu verpfl ichtet wären. 
Abgabepfl ichtig sind i. d. R. Unternehmen unabhän-
gig von ihrer Rechtsform, die typischerweise als Ver-
werter künstlerischer oder publizistischer Werke oder 
Leistungen tätig werden, wie z. B. Verlage, Pressea-
genturen usw. Aufgrund einer sog. „Generalklausel“ 
kann jedoch jedes Unternehmen abgabepfl ichtig 
werden, wenn es nicht nur gelegentlich (mehr als drei 
Veranstaltungen im Jahr) selbstständige künstlerische 
oder publizistische Leistungen für Zwecke seines Un-
ternehmens in Anspruch nimmt und damit Einnahmen 
erzielen will. Nicht abgabepfl ichtig sind Zahlungen an 
juristische Personen, also an eine GmbH.
Künstlersozialabgaben sind auf solche Zahlungen zu 
entrichten, die für künstlerische oder publizistische 
Leistungen gegenüber selbstständigen Künstlern oder 
Publizisten erbracht werden. Dazu gehören z. B. Mu-
siker, Schauspieler, Maler oder Bildhauer, aber auch 

selbstständig kreativ Tätige im Bereich der Werbung 
und des Designs, wie z. B. Webdesigner, Texter, Foto-
grafen, Visagisten, Stylisten usw.
Die Abgabensätze betragen 2009 = 4,4 % (2008 = 
4,9 %, 2007 = 5,1 %, 2006 = 5,5 %, 2005 = 5,8 %, 
2004 = 4,3 %, 2003 = 3,8 %,  2002 = 3,8 %).

Beispiel: Ein Unternehmer erteilt einer Agentur regel-
mäßig den Auftrag zur Erstellung seiner Produktka-
taloge. Darin enthalten sind folgende Kosten: Fotos 
und Bildbearbeitung 2.000 Euro, grafi sche Gestaltung 
3.000 Euro, Texten von Werbeslogans und Bildunter-
titeln 1.000 Euro und Druckkosten 7.000 Euro. Die 
Druckkosten sowie die Umsatzsteuer fallen nicht un-
ter die Künstlersozialabgabe.
Wird die Rechnung im Jahr 2008 bezahlt, fallen 
(4,9 % von 6.000 Euro =) 294 Euro als Abgaben an. 
Bei Bezahlung der Rechnung im Jahr 2009 ergeben 
sich (4,4 % von 6.000 Euro =) 264 Euro. 

Anmerkung: Die Deutsche Rentenversicherung hat 
damit begonnen, potenziell abgabepfl ichtige Unter-
nehmen anzuschreiben und zur Meldung ihrer Hono-
rarzahlungen an selbstständige Künstler und Publi-
zisten aufzufordern. Solche Honorarzahlungen fallen 
zum Beispiel im Rahmen von Werbemaßnahmen für 
ein bestimmtes Produkt oder für das eigene Unterneh-
men an und treten nicht nur bei typischen Verwertern 
wie Verlagen oder Galerien, sondern bei allen Unter-
nehmen auf. 
Wer seinen Verpfl ichtungen nicht nachkommt, dem 
drohen hohe Nachzahlungen und Bußgelder. 

• Vermögensübergabe gegen 
Versorgungsleistun gen 

Bei der Vermögensübergabe gegen Versorgungslei-
stungen übertragen die Eltern im Grundfall zu Lebzei-
ten einen Betrieb auf ihre Kinder. Die Kinder verpfl ich-
ten sich im Gegenzug, eine monatliche Geldrente zu 
leisten, die sich am Versorgungsbedürfnis der Eltern 
orientiert. Die Versorgungsleistungen können von den 
Kindern als Sonderausgaben abgezogen werden und 
sind bei den Eltern als sonstige Einkünfte zu versteu-
ern, wenn das übertragene Vermögen ausreichende 
Erträge abwirft. 
Gegenstand einer unentgeltlichen Vermögens übergabe 
gegen Versorgungsleistungen konnte bis Ende 2007 
aber auch die Übertragung von Geldvermögen, Wert-
papieren, typisch stillen Betei ligungen, vermieteten 
Grundstücken und selbst genutztem Wohneigentum 
sein. 
Nach der gesetzlichen Änderung durch das Jahressteu-
ergesetz 2008 ist nur noch die Übertragung von land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben, Gewerbebetrie-
ben und von Betriebsvermögen Selbstständiger in der 
Rechtsform des Einzelunternehmens oder der Perso-
nengesellschaft begünstigt. Neben der Übergabe von 
Betrieben, Teilbetrieben und Mitunternehmeranteilen 
an Perso nen gesellschaf ten bleibt jedoch – entgegen 
dem ursprünglichem Gesetzentwurf – die Übertragung 
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eines mindestens 50%igem GmbH-Anteils begünstigt, 
wenn der Übergeber als Geschäftsführer tätig war und 
der Übernehmer diese Tätigkeit nach der Übertragung 
übernimmt.
Vom Sonderausgabenabzug ausgeschlossen werden 
im Wesentlichen Versorgungsleistungen im Zusam-
menhang mit der Übergabe von Geldvermögen, Wert-
papieren sowie ertraglosem Vermögen (z. B. eigen-
genutztes Wohneigentum). Ausgeschlossen sind auch 
Objekte, die zu Einnahmen aus Vermietung und Ver-
pachtung führen.

Anmerkung: Die Neuausrichtung des Sonderausga-
benabzugs gilt für alle Versorgungsleistungen, die auf 
nach dem 31.12.2007 abgeschlossenen Vermögensü-
bergabeverträgen be ruhen. Die ursprüngliche Rege-
lung, wonach die Neu ausrichtung des Sonderausga-
benabzugs auch für Versorgungsleistungen, die auf 
vor dem 1.1.2008 abgeschlossenen Vermögensüber-
gabeverträgen (Altvertrag) beruhen, ab dem Veranla-
gungszeitraum 2013 Anwendung fi nden sollte, wurde 
im Gesetz nicht aufgenommen.

• Rentenversicherungspfl icht 
für Selbstständige

Unabhängig von der konkreten Schutzbedürftigkeit hat 
der Gesetzgeber seit über 80 Jahren bestimmte Berufs-
gruppen in die gesetzliche Rentenversicherung aufge-
nommen, weil er bei typisierender Betrachtungswei-
se davon ausgegangen ist, dass diese Berufsgruppen 
regelmäßig nicht in der Lage sind, ein so erhebliches 
Einkommen zu erzielen, dass sie sich außerhalb der 
gesetzlichen Rentenversicherung angemessen absi-
chern können. Des Weiteren besteht seit dem 1.1.1999 
eine Versicherungspfl icht für sog. „arbeitnehmerähn-
liche“ Selbstständige. 
Das Bundessozialgericht stellte in seinem Urteil vom 
5.7.2006 klar, dass es grundsätzlich nicht verfassungs-
widrig ist, dass der Gesetzgeber die Versicherungs-
pfl icht für Selbstständige differenziert angeordnet hat, 
je nachdem ob sie in einer bestimmten Berufsgruppe 
tätig sind oder nicht. 
Zu den betroffenen Berufsgruppen, die der Rentenver-
sicherungspfl icht unterliegen, gehören: 

Lehrer und Erzieher (z. B. Dozenten, Nachhilfe-• 
lehrer, Fahrlehrer, Tagesmütter)
Pfl egepersonen, die auf ärztliche An- oder Verord-• 
nung tätig sind (z. B. Physiotherapeuten, Ergothe-
rapeuten und Pfl egekräfte, soweit sie eine qualifi -
zierte Krankenpfl ege betreiben) 
Hebammen und Entbindungspfl eger• 
Künstler und Publizisten nach dem Künstlersozi-• 
alversicherungsgesetz
Hausgewerbetreibende und Gewerbetreibende, • 
die in die Handwerksrolle eingetragen sind  
Seelotsen, Küstenschiffer und Küstenfi scher• 

Beschäftigung von versicherungspfl ichtigen Ar-
beitnehmern: Die Versicherungspfl icht wird teilweise 

davon abhängig gemacht, dass die Selbstständigen kei-
ne oder nur eine geringe Zahl von versicherungspfl ich-
tigen Arbeitnehmern beschäftigen. Lehrer und Erzie-
her sowie Pfl egepersonen unterliegen der gesetzlichen 
Rentenversicherungspfl icht, wenn sie im Zusammen-
hang mit der selbstständigen Tätigkeit keine versiche-
rungspfl ichtigen Arbeitnehmer beschäftigen.
Selbstständige Hebammen und Entbindungspfl eger 
sind hingegen ungeachtet dessen, ob sie versiche-
rungspfl ichtige Arbeitnehmer beschäftigen oder nicht, 
versicherungspfl ichtig. Das Gleiche gilt für Hausge-
werbetreibende und Handwerker, mit Ausnahme der 
Gewerbetreibenden, die ein zulassungsfreies Hand-
werk ausüben und am 31.12.2003 aufgrund dieser 
Tätigkeit nicht versicherungspfl ichtig waren (Wegfall 
des Meistervorbehalts zum 1.1.2004). Bei den Hand-
werkern besteht allerdings die Möglichkeit der Befrei-
ung von der Versicherungspfl icht, soweit bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt sind. Künstler und Publizisten 
sind pfl ichtversichert, wenn sie im Zusammenhang mit 
der künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit nicht 
mehr als einen Arbeitnehmer beschäftigen, es sei denn, 
die Beschäftigung dient der Berufsausbildung oder ist 
geringfügig, oder das maßgebliche Arbeitseinkommen 
des Künstlers oder Publizisten aus der selbstständigen 
Tätigkeit bleibt unter 3.900 Euro (auch Vorrangversi-
cherungen zu beachten).  

Arbeitnehmerähnliche Selbstständige: Selbststän-
dig tätige Personen, die auf Dauer und im Wesent-
lichen nur für einen Auftraggeber tätig sind und im 
Zusammenhang mit ihrer selbstständigen Tätigkeit re-
gelmäßig keinen versicherungspfl ichtigen Arbeitneh-
mer beschäftigen, dessen Arbeitsentgelt aus diesem 
Beschäftigungsverhältnis regelmäßig 400 Euro im 
Monat übersteigt, sind rentenversicherungspfl ichtig. 
Auf Antrag besteht unter bestimmten Voraussetzungen 
die Möglichkeit der Befreiung von der Versicherungs-
pfl icht in der Existenzgründungsphase bzw. beim 
Überschreiten des 58. Lebensjahrs. Bezieher von Exi-
stenzgründungszuschüssen sind ebenfalls befreit. 
Anmerkung: Die Bestimmungen enthalten z. T. viele 
Einzelheiten und Auslegungsfragen. Daraus ergeben 
sich Unsicherheiten, ob die Voraussetzungen für die 
Versicherungspfl icht erfüllt sind. Ggf. kann die Versi-
cherungspfl icht durch die Beschäftigung von Famili-
enangehörigen vermieden werden. Betroffene können 
ihre Versicherungspfl icht in einem Status-Anfragever-
fahren bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 
klären lassen. 

• Wegfall der Pfl ichtversicherung in der Be-
rufsgenossenschaft für Unternehmer und 
mitarbeitende Ehepartner zum 31.12.2007

Die Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gast-
stätten (BGN) hat die satzungsmäßige Versicherungs-
pfl icht für Unternehmer und deren in Betrieb tätigen 
Ehegatten zum 31.12.2007 aufgehoben. 
Die Versicherung der Unternehmer, die bereits am 
31.12.2007 bei der Berufsgenossenschaft versichert 



 S. 23Steuerliche Informationen zum Jahreswechsel 2008/2009

waren, wird als freiwillige Versicherung weitergeführt, 
ohne dass ein Antrag erforderlich war. Sollte die Fort-
führung der freiwilligen Versicherung nicht gewünscht 
werden, genügt ein kurzes Kündigungsschreiben. Die 
Versicherung endet dann mit Ablauf des Monats, in 
dem die schriftliche Kündigung bei der BGN eingeht. 
Sind im Unternehmen mehrere Unternehmer tätig 
(z. B. bei einer GbR, OHG), dann muss jeder Unter-
nehmer, der nicht mehr versichert sein möchte, eine 
schriftliche Kündigung einreichen.
Unternehmer, die ihren Betrieb erst nach dem 
31.12.2007 eröffnet haben oder eröffnen werden, sind 
nicht automatisch bei der BGN versichert. Diese Per-
sonen können sich auf schriftlichen Antrag freiwillig 
versichern. 
Mitarbeitende Ehepartner ohne Beschäftigungs-
verhältnis sind seit 1.1.2008 nicht mehr automa-
tisch versichert. Diese Personen können sich durch 
schriftliche Antragstellung freiwillig versichern. 
Ausnahme: Mittätige Ehegatten, die bereits vor dem 
1.1.2008 eine Höherversicherung abgeschlossen hat-
ten. Deren Versicherungsschutz wird automatisch als 
freiwillige Versicherung weitergeführt. 
Nicht betroffen von den Änderungen sind Ehepartner 
von Unternehmern, die in einem Beschäftigungsver-
hältnis wie andere Arbeitnehmer stehen. 

• Aufbewahrung der Belege und Einzelauf-
zeichnungen von Betriebseinnahmen bei 
Einnahmen-Überschuss-Rechnung

Auch die Einnahmen-Überschuss-Rechnung setzt vo-
raus, dass die Betriebseinnahmen und Betriebsausga-
ben durch Belege nachgewiesen werden. Einnahmen 
sind einzeln aufzuzeichnen. Dem Grundsatz nach gilt 
das auch für Bareinnahmen; die Tatsache der sofor-
tigen Bezahlung der Leistung rechtfertigt nicht, die 
jeweiligen Geschäftsvorfälle nicht einzeln festzuhal-
ten. Aus Gründen der Zumutbarkeit und Praktikabili-
tät (Vielzahl von einzelnen Geschäften mit geringem 
Wert, z. T. Centbeträge) besteht die Pfl icht zur Einzel-
aufzeichnung jedoch nicht für Einzelhändler (und ver-
gleichbare Berufsgruppen), die im Allgemeinen Waren 
an ihnen der Person nach unbekannte Kunden über den 
Ladentisch gegen Barzahlung verkaufen. 
Allerdings sind auch Steuerpfl ichtige, die ihren Ge-
winn durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung ermit-
teln, verpfl ichtet, die der Gewinnermittlung zugrunde 
lie genden Belege aufzubewahren. Eine solche Aufbe-
wahrungspfl icht ergibt sich in der Regel aus der Abga-
benordnung, aber auch aus der den Steuerpfl ichtigen 

obliegenden Feststellungslast. Gerade in Fällen, in de-
nen Steuerpfl ichtigen eine Einzelaufzeichnungspfl icht 
nicht zugemutet werden kann, muss die Einnahmeer-
mittlung – z.B. bei Einsatz von Registrierkassen durch 
Erstellung und Aufbewahrung der Kassenendsummen-
bons – nachvollziehbar dokumentiert und überprüfbar 
sein. Die (ggf. freiwillige und im eigenen Interesse 
liegende) Aufbewahrung aller Belege ist im Regelfall 
notwendige Voraussetzung für den Schluss, dass nicht 
nur die geltend gemachten Betriebsausgaben als durch 
den Betrieb veranlasst angesehen werden, sondern 
auch die Betriebseinnahmen vollständig erfasst sind. 
Nur bei Vorlage geordneter und vollständiger Belege 
verdient eine Einnahmen-Überschuss-Rechnung Ver-
trauen und kann für sich die Vermutung der Richtig-
keit in Anspruch nehmen.
Anmerkung: Einzelhändler, die Registrierkassen ver-
wenden und die täglichen Kassenendsummenbons 
nicht aufbewahren, riskieren eine Schätzung der Be-
triebseinnahmen. Dies gilt nicht nur für die Bilanzie-
renden, sondern auch für die Einnahmen-Überschuss-
Rechner.

• Aufbewahrungsfristen

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des 
Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung in das 
Buch gemacht, das Inventar, die Eröffnungsbilanz, 
der Jahresabschluss oder der Lagebericht aufgestellt, 
der Handels- oder Geschäftsbrief empfangen oder ab-
gesandt worden oder der Buchungsbeleg entstanden 
ist, ferner die Aufzeichnung vorgenommen worden ist 
oder die sonstigen Unterlagen entstanden sind. Im Ein-
zelnen können nachfolgend aufgezeigte Unterlagen 
nach dem 31.12.2008 vernichtet werden: 

Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*:•  Bücher, Inven-
tare, Bilanzen, Rechnungen und Buchungsbelege 
(Offene-Posten-Buchführung) – d. h. Bücher mit 
Eintragung vor dem 1.1.1999, Bilanzen und In-
ventare, die vor diesem Datum entstanden sind, 
sowie Belege mit Buchfunktion.
Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: • Empfangene 
Han dels- und Geschäftsbriefe sowie Kopien von 
abgesandten Handels- und Geschäftsbriefen, son-
stige Unterlagen – d. h. Unterlagen und Lohnkon-
ten, die vor dem 1.1.2003 entstanden sind.

* Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch nicht end-
gültig und soweit Rechtsbehelfs- oder Klageverfahren 
anhängig sind.
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Für die GmbH und deren Geschäftsführer

• Angemessenheit von Geschäftsführerver-
gütungen bei mehreren Geschäftsführern

Die Angemessenheit der „Gesamtvergütung“ von Ge-
schäftsführern wird von der Finanzverwaltung häufi g 
angezweifelt, mit dem Ergebnis, dass sie sie zumin-
dest zum Teil als verdeckte Gewinnausschüttung qua-
lifi ziert. 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg versucht nun-
mehr in seinem Urteil vom 16.1.2008 mehr Rechtssi-
cherheit für die Geschäftsführer zu schaffen. 
In dem Urteil heißt es: Für die Prüfung der Angemes-
senheit der Gesamtvergütung eines Geschäftsführers 
nach dem externen Betriebsvergleich können die in 
der sog. „Karlsruher Tabelle“ für nach Branche, Um-
satz und Mitarbeiterzahl vergleichbare Betriebe ausge-
wiesenen Beträge herangezogen werden. 
Werden zwei Geschäftsführer beschäftigt, so sind die 
Tabellenwerte nicht auf beide Geschäftsführer in der 
Weise aufzuteilen, dass jeder nur die Hälfte der in der 
Tabelle ausgewiesenen Beträge verdienen dürfte. Viel-
mehr sind die Tabellenwerte zu verdoppeln und im 
Hinblick auf die Aufgabenteilung der Geschäftsführer 
um einen im Einzelfall angemessenen Abschlag (im 
Streitfall 25 %) zu kürzen. Die Gesamtbezüge beider 
Geschäftsführer sind dem so ermittelten Wert gegenü-
berzustellen. 
Bleibt der Gesellschaft eine Kapitalverzinsung von 
über 30 %, kann von einer Gewinnabsaugung durch 
überhöhte Geschäftsführergehälter auch dann keine 
Rede sein, wenn die Geschäftsführergehälter den der 
Gesellschaft verbleibenden Gewinn vor Ertragsteuern 
übersteigen. 

• Einbeziehung von Jahresfehlbeträgen 
in die Bemessungsgrundlage der Ge-
winntantieme

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hatte sich mit dem Thema 
zu befassen, ob und wenn in welcher Höhe eine Ge-
winntantieme steuerlich anzuerkennen ist, die eine Ka-
pitalgesellschaft ihrem Gesellschafter-Geschäftsführer 
verspricht, die an den in der Handelsbilanz ausgewie-
senen Jahresüberschuss anknüpft. 
In seinem Urteil vom 18.9.2007 kommt der BFH zu 
dem Entschluss, dass dies im Allgemeinen steuerlich 
nur anzuerkennen ist, wenn unter der (Mit-)Verant-
wortung des Gesellschafter-Geschäftsführers angefal-
lene oder noch anfallende Jahresfehlbeträge laut Han-
delsbilanz ebenfalls in die Bemessungsgrundlage der 
Tantieme einbezogen werden. 
Die Jahresfehlbeträge müssen hierbei regelmäßig 
vorgetragen und durch zukünftige Jahresüberschüsse 
ausgeglichen werden; eine vorhergehende Verrech-
nung mit einem etwa bestehenden Gewinnvortrag laut 

Handelsbilanz darf in der Regel nicht vorgenommen 
werden. 
Hiervon abweichende Tantiemevereinbarungen führen 
regelmäßig zu einer verdeckten Gewinnausschüttung, 
und zwar in Höhe des Differenzbetrags zwischen der 
tatsächlich zu zahlenden Tantieme und derjenigen, die 
sich bei Berücksichtigung der noch nicht ausgegli-
chenen Jahresfehlbeträge aus den Vorjahren ergeben 
hätte. 
Grundsätzlich ist nach Auffassung des BFH die wich-
tigste Aufgabe des Geschäftsführers einer GmbH die 
Sicherung des langfristigen Erfolgs des Betriebes. Da-
für eignet sich zwar eine gewinnbezogene Tantieme; 
dies gilt jedoch nur dann, wenn der Verlust erst wieder 
durch künftige Gewinne ausgeglichen wird. Es kommt 
also auf den Gesamterfolg des Unternehmens an.

• Verbotene private Pkw-Nutzung durch 
den Gesellschafter einer GmbH

Der Vorteil aus der Privatnutzung eines Firmenwa-
gens ist bei einem „Gesellschafter-Geschäftsführer“ 
einer GmbH nach dem Urteil des Bundesfi nanzhofs 
(BFH) vom 23.1.2008 nicht unter Anwendung der sog. 
1-%-Methode zu besteuern, wenn ihm die private Nut-
zung untersagt ist.
Es ist in der Praxis üblich, dass der Arbeitgeber sei-
nem Arbeitnehmer ein Fahrzeug zur privaten Nutzung 
zur Verfügung stellt. Beim Arbeitgeber führt dies im 
Umfang der tatsächlichen Betriebskosten zu abzugs-
fähigen Betriebsausgaben und bei dem Arbeitnehmer 
zu steuerpfl ichtigem Arbeitslohn, der im Regelfall 
pauschal für jeden Kalendermonat mit 1 % des Listen-
preises des Fahrzeugs zu versteuern ist. Gleicherma-
ßen ist im Grundsatz zu verfahren, wenn dem Arbeit-
nehmer die Nutzung untersagt ist, er das Fahrzeug aber 
dennoch privat nutzt. 
Handelt es sich in einem solchen Fall des Nutzungs-
verbots bei dem Arbeitgeber um eine GmbH und bei 
dem Arbeitnehmer um deren Geschäftsführer und zu-
gleich Gesellschafter, liegen die Dinge komplizierter. 
Die Betriebsaufwendungen stellen dann – wenn der 
Gesellschafter-Geschäftsführer den Pkw trotz Pri-
vatnutzungsverbots auch privat nutzt – bei der 
GmbH steuerpfl ichtige verdeckte Gewinnausschüt-
tungen dar. Der Gesellschafter-Geschäftsführer ver-
einnahmt keinen Arbeitslohn, sondern Kapitaleinkünf-
te. Der BFH bemisst die verdeckte Gewinnausschüt-
tung bei der GmbH nicht mit 1 % des Listenpreises, 
sondern mit dem tatsächlichen Verkehrswert des Nut-
zungsvorteils und erhöht diesen Wert noch um einen 
Gewinnaufschlag. 
Er weicht damit von der Finanzverwaltung ab, die die 
verdeckte Gewinnausschüttung sowohl bei der GmbH 
als auch bei dem Gesellschafter-Geschäftsführer aus 
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Vereinfachungsgründen ebenfalls mit 1 % des Listen-
preises bewertet.
Im konkreten Fall ging es um den Gesellschafter-Ge-
schäftsführer einer GmbH, der den Firmen-Pkw privat 
genutzt hatte, obwohl ihm dies vertraglich ausdrück-
lich untersagt war.

• Zusage einer sofort unverfallbaren Alters-
rente: Kapitalabfi ndungsrecht bei Fort-
führung des Dienstverhältnisses 

Nach einem Urteil des Bundesfi nanzhofs vom 
5.3.2008 kann eine GmbH ihrem beherrschenden Ge-
sellschafter-Geschäftsführer die Anwartschaft auf eine 
Altersversorgung zusagen und ihm dabei das Recht 
einräumen, anstelle der Altersrente eine bei Eintritt des 
Versorgungsfalls fällige Kapitalabfi ndung in Höhe des 
Barwerts der Rentenverpfl ichtung zu fordern.
Die Zusage der Altersversorgung muss nicht von dem 
Ausscheiden des Begünstigten aus dem Dienstverhält-
nis als Geschäftsführer mit Eintritt des Versorgungs-
falls abhängig gemacht werden. Um eine verdeckte 
Gewinnausschüttung zu vermeiden, muss ein ordent-
licher und gewissenhafter Geschäftsleiter jedoch in 
einem solchen Fall verlangen, dass das Einkommen 
aus der fortbestehenden Tätigkeit als Geschäftsführer 
auf die Versorgungsleistung angerechnet wird. Das 
ist im Rahmen eines versicherungsmathematischen 
Abschlags auch bei der Kapitalabfi ndung zu berück-
sichtigen. Die Kapitalabfi ndung der Altersrente und 
die gleichzeitige Fortführung des Dienstverhältnisses 
als Gesellschafter-Geschäftsführer unter Aufrechter-
haltung des Invaliditätsrisikos können einen weiteren 
versicherungsmathematischen Abschlag rechtfertigen.
Die Zusage sofort unverfallbarer, aber zeitanteilig be-
messener Rentenansprüche kann steuerlich anerkannt 
werden. Bei Zusagen an beherrschende Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer darf die unverfallbare Anwart-
schaft sich jedoch wegen des für diesen Personenkreis 
geltenden Nachzahlungsverbots nur auf den Zeitraum 
zwischen Erteilung der Versorgungszusage und der ge-
samten tatsächlich erreichbaren Dienstzeit erstrecken, 
nicht aber unter Berücksichtigung des Diensteintritts.

• Pfl icht zur Reduzierung des Geschäfts-
führergehalts in der Krise der GmbH

In einer Krise der GmbH kann der Geschäftsführer 
verpfl ichtet sein, sein Gehalt zu reduzieren. Unterlässt 
er dies, kann sich hieraus ein Schadensersatzanspruch 
ergeben. In einem Fall aus der Praxis war ein GmbH-
Geschäftsführer Hauptgesellschafter der GmbH. Die 
GmbH befand sich bereits in fi nanziellen Schwierig-
keiten, die sich jedoch noch verschärften, als sie kurz-
fristig den von ihr in Anspruch genommenen Konto-
korrentkredit zurückführen musste. Da die laufenden 

Einnahmen nicht ausreichten, um die Vorgaben der 
Bank zu erfüllen, war es für die Gesellschaft von exis-
tenzieller Bedeutung, ihre Ausgaben zu reduzieren. 
Deshalb bestand für den Geschäftsführer Anlass, einer 
vorübergehenden Gehaltsreduzierung zuzustimmen.
Da der Geschäftsführer seine Bezüge jedoch nicht re-
duzierte, entschieden die Richter des Oberlandesge-
richts Köln, dass er gegenüber der GmbH zum Scha-
densersatz verpfl ichtet sei. Eine Reduzierung des Ge-
halts auf die Hälfte (von 5.700 Euro auf 2.850 Euro) 
hielten die Richter hier für zumutbar.

• Irrtum bei der Beurteilung zur Sozial-
versicherungspfl icht bei einem GmbH-
Geschäftsführer

Gingen die Parteien beim Abschluss eines GmbH-
Geschäftsführer-Dienstvertrags irrtümlich von einer 
Sozialversicherungspfl icht des Geschäftsführers als 
Arbeitnehmer aus, ist dieser beiderseitige Irrtum nach 
seiner Aufdeckung als Störung der Vertragsgrundlage 
zu qualifi zieren. Dementsprechend muss der Anstel-
lungsvertrag angepasst werden. 
Dies hat zur Folge, dass der Geschäftsführer von der 
GmbH die Herausgabe der vom Rentenversicherungs-
träger an sie erstatteten Arbeitgeberbeiträge verlangen 
kann, um so die eingetretene Versorgungslücke wieder 
schließen zu können.

• Zusammentreffen von Massesicherungs-
pfl icht und Pfl icht zur Abführung von So-
zialabgaben beim GmbH-Geschäftsführer

Wird die Gesellschaft zahlungsunfähig, so haben die 
Geschäftsführer ohne schuldhaftes Zögern, spätestens 
aber drei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähig-
keit, die Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu be-
antragen. Dies gilt sinngemäß, wenn sich eine Über-
schuldung der Gesellschaft ergibt.
Die Geschäftsführer sind der Gesellschaft zum Ersatz 
von Zahlungen verpfl ichtet, die nach Eintritt der Zah-
lungsunfähigkeit der Gesellschaft oder nach Feststel-
lung ihrer Überschuldung geleistet werden. Dies gilt 
nicht von Zahlungen, die auch nach diesem Zeitpunkt 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmanns 
vereinbar sind.
Die Richter des Bundesgerichtshof hatten nun darüber 
zu entscheiden, ob es sich bei der Abführung von fäl-
ligen Leistungen an die Sozialkasse um solche o. g. 
Zahlungen handelt.
Sie kamen zu dem Entschluss, dass es dem organischen 
Ver treter (GmbH-Geschäftsführer) nicht abverlangt 
wer den kann, die Massensicherungspfl icht (Zahlung an 
Gläubiger) zu erfüllen und fällige Leistungen an die 
Sozialkassen nicht zu erbringen, wenn er sich dadurch 
strafrechtlicher Verfolgung aussetzt.
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Interessante wirtschaftliche und 
arbeitsrechtliche Themen

• GmbH-Recht wurde modernisiert

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts 
und zur Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG) soll 
das GmbH-Gesetz (GmbHG) grundlegend modernisiert 
und zugleich dereguliert werden. Ein Kernanliegen der 
Reform ist die Erleichterung und Beschleunigung von 
Unternehmensgründungen. Hier wird häufi g ein Wett-
bewerbsnachteil der GmbH gegenüber ausländischen 
Rechtsformen wie der englischen Limited gesehen. In 
vielen Mitgliedstaaten der Europäischen Union wer-
den geringere Anforderungen an die Gründungsforma-
lien und die Aufbringung des Mindeststammkapitals 
gestellt. Nachfolgend sollen die wichtigsten Punkte 
des Gesetzes aufgezeigt werden: 

Erleichterung der Kapitalaufbringung und Über-
tragung von Geschäftsanteilen

Das Mindeststammkapital der GmbH wird • nicht 
herabgesetzt und bleibt bei 25.000 Euro. Um den 
Bedürfnissen von Existenzgründern, die am An-
fang nur sehr wenig Stammkapital haben und be-
nötigen (z. B. im Dienstleistungsbereich) zu ent-
sprechen, bringt das Gesetz eine Einstiegsvariante 
der GmbH, die haftungsbeschränkte Unternehmer-
gesellschaft (sog. Mini-GmbH). Diese GmbH darf 
ihre Gewinne aber nicht voll ausschütten, sondern 
muss jährlich 25 % des Jahresüberschusses in 
eine Rücklage einstellen, bis das volle Haftungs-
kapital der GmbH erreicht ist. Danach kann die 
sogenannte „Mini-GmbH“ in eine normale GmbH 
umgewandelt werden. In ihrer Bezeichnung muss 
die Mini-GmbH den Zusatz „Unternehmergesell-
schaft (haftungsbeschränkt)“ oder „UG (haftungs-
beschränkt)“ führen.

Jeder Geschäftsanteil muss nur noch auf einen • 
Betrag von mindestens einem Euro lauten. Vor-
handene Geschäftsanteile können künftig leichter 
gestückelt, aufgeteilt, zusammengelegt und ein-
zeln oder zu mehreren an einen Dritten übertragen 
werden. 

Rechtsunsicherheiten im Bereich der Kapitalauf-• 
bringung werden dadurch beseitigt, dass das 
Rechtsinstitut der „verdeckten Sacheinlage“ im 
Gesetz klar geregelt wird. Das Gesetz sieht vor, 
dass der Wert der geleisteten Sache auf die Barein-
lageverpfl ichtung des Gesellschafters angerechnet 
wird. Die Anrechnung erfolgt erst nach Eintragung 
der Gesellschaft in das Handelsregister. Weiß der 
Geschäftsführer von der geplanten verdeckten 
Sacheinlage, liegt also eine vorsätzliche verdeckte 
Sacheinlage vor, darf er in der Handelsregisteran-

meldung nicht versichern, die Bareinlage sei er-
füllt.

Einführung von Musterprotokollen

Für wenig komplizierte Standardgründungen (u. a. • 
Bargründung, höchstens drei Gesellschafter) wer-
den zwei beurkundungspfl ichtige Musterprotokol-
le als Anlage zum GmbHG zur Verfügung gestellt. 
Diese Musterprotokolle fassen drei Dokumente 
zusammen (Gesellschaftsvertrag, Geschäftsfüh-
rerbestellung und Gesellschafterliste) und müssen 
notariell beurkundet werden. Es ist trotz der Ver-
einfachung sicherlich empfehlenswert sich für die 
Gründung rechtlichen Rat einzuholen.

Beschleunigung der Registereintragung

Das MoMiG verkürzt die Eintragungszeiten beim Han-
delsregister:

Bei Gesellschaften, deren Unternehmensgegen-• 
stand genehmigungspfl ichtig ist, wird das Eintra-
gungsverfahren vollständig von der verwaltungs-
rechtlichen Genehmigung abgekoppelt. Das betrifft 
zum Beispiel Handwerks- und Restaurantbetriebe 
oder Bauträger, die eine gewerberechtliche Erlaub-
nis brauchen. 

Zukünftig müssen GmbHs wie auch Einzelkauf-• 
leute und Personenhandelsgesellschaften keine 
Genehmigungsurkunden mehr beim Registerge-
richt einreichen.

Bei der Gründung von Ein-Personen-GmbHs wird • 
künftig auf die Stellung besonderer Sicherheitsleis-
tungen verzichtet.

Das Gericht kann bei der Gründungsprüfung nur • 
dann die Vorlage von Einzahlungsbelegen oder 
sonstigen Nachweisen verlangen, wenn es erheb-
liche Zweifel hat, ob das Kapital ordnungsgemäß 
aufgebracht wurde. Bei Sacheinlagen wird die 
Werthaltigkeitskontrolle durch das Registergericht 
auf die Frage beschränkt, ob eine „nicht unwesent-
liche“ Überbewertung vorliegt. Nur bei entspre-
chenden Hinweisen kann damit künftig im Rahmen 
der Gründungsprüfung eine externe Begutachtung 
veranlasst werden.

Verlegung des Verwaltungssitzes ins Ausland

Das neue Gesetz ermöglicht den deutschen Gesell-• 
schaften einen Verwaltungssitz zu wählen, der nicht 
notwendig mit dem Satzungssitz übereinstimmt. 
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Dieser Verwaltungssitz kann auch im Ausland lie-
gen. Das kann z. B. eine attraktive Möglichkeit für 
deutsche Konzerne sein, ihre Auslandstöchter in 
der Rechtsform der vertrauten GmbH zu führen.

Mehr Transparenz bei Gesellschaftsanteilen

Künftig gilt nur derjenige als Gesellschafter, der in • 
die Gesellschafterliste eingetragen ist. So können 
Geschäftspartner der GmbH lückenlos und ein-
fach nachvollziehen, wer hinter der Gesellschaft 
steht. Veräußerer und Erwerber von Gesellschafts-
anteilen erhalten den Anreiz, die Gesellschafterlis-
te aktuell zu halten.

Gutgläubiger Erwerb von Gesellschaftsanteilen

Die Gesellschafterliste dient künftig auch als An-• 
knüpfungspunkt für einen gutgläubigen Erwerb 
von Geschäftsanteilen. Wer einen Anteil erwirbt, 
kann darauf vertrauen, dass die in der Gesellschaf-
terliste verzeichnete Person auch wirklich Gesell-
schafter ist.

Deregulierung des Eigenkapitalersatzrechts

Beim Eigenkapitalersatzrecht geht es um die Fra-• 
ge, ob Kredite, die Gesellschafter ihrer GmbH ge-
ben, als Darlehen oder als Eigenkapital behandelt 
werden. Das Eigenkapital steht in der Insolvenz 
hinter allen anderen Gläubigern zurück. Eine Un-
terscheidung zwischen „kapitalersetzenden“ und 
„normalen“ Gesellschafterdarlehen wird es nicht 
mehr geben.

 Das MoMiG setzt den Kurs fort, die Fortführung 
und Sanierung von Unternehmen im Insolvenzfall 
zu erleichtern. Hat ein Gesellschafter der GmbH 
Vermögenswerte zur Nutzung überlassen, kann er 
künftig seinen Aussonderungsanspruch während 
der Dauer des Insolvenzverfahrens, höchstens 
aber für eine Zeit von einem Jahr ab dessen Eröff-
nung, nicht geltend machen. Dem Gesellschafter 
wird dafür ein fi nanzieller Ausgleich zugebilligt. 
Diese Regelung beseitigt die Gefahr, dass dem 
Unternehmen mit der Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens Gegenstände nicht mehr zur Verfügung 
stehen, die für eine Fortführung des Betriebes not-
wendig sind. Bestehen Sanierungschancen, wird 
es dem Insolvenzverwalter regelmäßig innerhalb 
der Jahresfrist möglich sein, eine Vereinbarung zu 
erreichen, die die Fortsetzung des verschuldeten 
Unternehmens ermöglicht.

Bekämpfung von Missbräuchen

Die aus der Praxis übermittelten Missbrauchsfälle im 
Zusammenhang mit der Rechtsform der GmbH wer-
den durch verschiedene Maßnahmen bekämpft:

Die Rechtsverfolgung gegenüber Gesellschaften • 
wird beschleunigt. Zukünftig muss in das Han-
delsregister eine inländische Geschäftsanschrift 

eingetragen werden. Dies gilt auch für Aktienge-
sellschaften, Einzelkaufl eute, Personenhandelsge-
sellschaften sowie Zweigniederlassungen (auch 
von Auslandsgesellschaften). Die Gesellschafter 
werden im Falle der Führungslosigkeit der Gesell-
schaft verpfl ichtet, bei Zahlungsunfähigkeit und 
Überschuldung einen Insolvenzantrag zu stellen. 
Hat die Gesellschaft keinen Geschäftsführer mehr, 
muss jeder Gesellschafter an deren Stelle Insol-
venzantrag stellen, es sei denn, er hat vom Insol-
venzgrund oder von der Führungslosigkeit keine 
Kenntnis.

Geschäftsführer, die Beihilfe zur Ausplünderung • 
der Gesellschaft durch die Gesellschafter leisten 
und dadurch die Zahlungsunfähigkeit der Gesell-
schaft herbeiführen, sollen stärker in die Pfl icht 
genommen werden. Dazu wird das sog. Zahlungs-
verbot im GmbHG geringfügig erweitert.

Die bisherigen Ausschlussgründe für Geschäfts-• 
führer werden um Verurteilungen wegen Insolvenz-
verschleppung, falscher Angaben und unrichtiger 
Darstellung sowie Verurteilungen aufgrund allge-
meiner Straftatbestände mit Unternehmensbezug 
erweitert. Zum Geschäftsführer kann also nicht 
mehr bestellt werden, wer gegen zentrale Bestim-
mungen des Wirtschaftsstrafrechts verstoßen hat. 
Das gilt auch bei Verurteilungen wegen vergleich-
barer Straftaten im Ausland. Außerdem haften 
künftig Gesellschafter, die vorsätzlich oder grob 
fahrlässig einer Person, die nicht Geschäftsführer 
sein kann, die Führung der Geschäfte überlassen, 
der Gesellschaft für Schäden, die diese Person der 
Gesellschaft zufügen.

Das Gesetz tritt zum 1. des folgenden Monats nach 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Vo-
raussichtlich zum 1.11.2008.

• Schutz der Handwerker durch das
Forderungssicherungsgesetz

Mit Hilfe des Forderungssicherungsgesetzes (FoSiG) 
sollen Handwerker schneller an ihr Geld kommen und 
Zahlungsausfälle verringert werden. Vorrangig sollten 
kleine und mittelständische Betriebe geschützt wer-
den, da diese oft durch die schlechte Zahlungsmoral 
in fi nanzielle Schwierigkeiten gerieten. Nachfolgend 
sollen die wichtigsten Neuregelungen des FoSiG auf-
gezeigt werden:

 Schnellere Abschlagszahlungen: • Abschlagszah-
lungen können schon gefordert werden, bevor 
das Werk vollständig errichtet ist, d. h. das Erfor-
dernis einer „abgeschlossenen Leistung“ entfällt. 
Künftig können Unternehmer bereits dann eine 
Abschlagszahlung verlangen, wenn der Besteller 
einen Wertzuwachs bekommen hat. Wegen un-
wesentlicher Mängel kann die Abschlagszahlung 
nicht verweigert werden.
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Ist der Besteller ein Verbraucher und hat der Ver-• 
trag die Errichtung oder den Umbau eines Hauses 
oder eines vergleichbaren Bauwerks zum Gegen-
stand, ist dem Besteller bei der ersten Abschlags-
zahlung eine Sicherheit für die rechtzeitige Her-
stellung des Werkes ohne wesentliche Mängel 
in Höhe von 5 % des Vergütungsanspruchs zu 
leisten. Auf Verlangen des Unternehmers ist die 
Sicherheitsleistung durch Einbehalt dergestalt zu 
erbringen, dass der Besteller die Abschlagszah-
lungen bis zu dem Gesamtbetrag der geschuldeten 
Sicherheit zurückbehält.

 Forderungsanspruch von Subunternehmern:•  
Die Forderung eines Subunternehmers wird spä-
testens dann fällig, wenn sein Auftraggeber (z. 
B. Bauträger)seine Vergütung oder Teile davon 
von dessen Auftraggeber (Bauherr) erhalten hat. 
Des Weiteren wird die Forderung auch dann fäl-
lig, wenn das Gesamtwerk durch den Bauherrn 
abgenommen wurde oder als abgenommen gilt. 
Das heißt, die Zahlung kann nicht mehr dadurch 
verzögert werden, dass der direkte Auftraggeber 
(Generalunternehmer, Bauträger) das Werk des 
Subunternehmers noch nicht gesondert abgenom-
men hat. 

 Einbehalt wegen Nachbesserungskosten: • Die 
Höhe des sog. „Druckzuschlags“, also des Be-
trags, den der Auftraggeber über die Nachbesse-
rungskosten hinaus einbehalten darf, um den Un-
ternehmer zur Män gelbeseitigung zu veranlassen, 
wird gesenkt. Angemessen ist hier in der Regel 
das Doppelte (bisher das Dreifache) der für die 
Beseitigung des Mangels erforderlichen Kosten.

Bauhandwerkersicherung/Sicherheitsleistung • 
einklagbar: Dem Bauhandwerker wurde ein 
echter, einklagbarer Anspruch auf eine Sicherheits-
leistung für seine Werklohnforderung eingeräumt. 
Damit wird dem Interesse der Bauhandwerker, die 
regelmäßig vorleistungspfl ichtig sind, nach einer 
Sicherheit angemessen Rechnung getragen. Diese 
Sicherheitsleistung ist mit 10 % des zu sichernden 
Vergütungsanspruchs anzusetzen. Außerdem kann 
der Bauhandwerker, falls es wegen der Sicher-
heitsleistung zum Streit und zur Vertragsaufl ösung 
kommt, seinen Vergütungsanspruch behalten. Ver-
braucher bleiben von der Pfl icht zur Sicherheits-
leistung befreit.

Ob die oftmals schlechte Zahlungsmoral mit diesen 
Maßnahmen erfolgreich bekämpft werden kann, bleibt 
abzuwarten. Das Gesetz tritt zum 1.1.2009 in Kraft.

• Neuer Basistarif in der privaten 
Krankenversicherung

Durch die Gesundheitsreform wird ab 1.1.2009 der 
neue Basistarif in der privaten Krankenversicherung 

(PKV) eingeführt. Private Krankenversicherer sind 
dann gesetzlich verpfl ichtet, den neuen Basistarif an-
zubieten. 
Versicherte, die ab dem 1.1.2009 eine private Kran-
kenversicherung abschließen, erhalten dabei ein un-
eingeschränktes Wechselrecht in den Basistarif eines 
beliebigen privaten Versicherungsunternehmens.
Wer bereits privat krankenversichert ist, kann vom 
1.1.2009 bis zum 30.6.2009 in den Basistarif einer 
Versicherung seiner Wahl wechseln. Wer 55 Jahre alt 
ist oder älter oder eine Rente beziehungsweise eine Be-
amtenpension bezieht, kann jederzeit in den Basistarif 
seines Versicherungsunternehmens wechseln. 
Für die bereits privat versicherten Kunden regelt die 
sogenannte „Kalkulationsverordnung“, wie hoch die 
Alterungsrückstellungen sind, die er beim Wechsel 
zu einem anderen Tarif oder einem anderen Anbieter 
mitnehmen kann. Die Kalkulationsverordnung wird 
folgende Eckpunkte enthalten:

• Nach einem Wechsel in den Basistarif eines Unter-
nehmens beträgt die Mindestverweildauer 18 Mo-
nate.

• Nach Ablauf der Mindestverweildauer besteht 
nicht nur die Möglichkeit in einen Volltarif des 
Krankenversicherungsunternehmens zu wechseln, 
sondern auch in den Basistarif eines anderen Un-
ternehmens. Weitere Wechselmöglichkeiten unter 
Mitnahme der Alterungsrückstellungen sind dann 
jedoch ausgeschlossen.

Der von der PKV anzubietende Basistarif muss in sei-
nem Leistungsumfang mit dem Leistungskatalog der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) vergleich-
bar sein. Es dürfen keine Zuschläge wegen eines er-
höhten gesundheitlichen Risikos erhoben werden. Die 
Beiträge sind auf den jeweiligen GKV-Höchstbeitrag 
(derzeit rund 500 Euro) begrenzt. 

• Geltungsbereich des Kündigungsschutz-
gesetzes in Kleinbetrieben

Ordentliche Kündigungen in Kleinbetrieben bedürfen 
keiner sozialen Rechtfertigung. Kleinbetriebe sind 
u. a. solche, die in der Regel zehn oder weniger Arbeit-
nehmer beschäftigen. Will ein Arbeitnehmer im Pro-
zess geltend machen, dass eine ordentliche Kündigung 
sozial ungerechtfertigt und deshalb unwirksam ist, so 
muss er darlegen und beweisen, dass die erforderliche 
Beschäftigtenzahl (zzt. mehr als zehn Arbeitnehmer) 
erreicht ist. 
Der Arbeitnehmer genügt seiner Darlegungslast be-
reits dann, wenn er die ihm bekannten Anhaltspunkte 
dafür vorträgt, dass kein Kleinbetrieb vorliegt. Der Ar-
beitgeber muss sich daraufhin vollständig zur Anzahl 
der Beschäftigten erklären. Bleibt auch nach Bewei-
serhebung unklar, ob die für den Kündigungsschutz 
erforderliche Beschäftigtenzahl erreicht ist, geht dieser 
Zweifel zulasten des Arbeitnehmers.
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• Reform der Pfl egeversicherung 
zum 1.7.2008

Der Bundesrat hat am 25.4.2008 dem Gesetz zur struk-
turellen Weiterentwicklung der Pfl egeversicherung zu-
gestimmt. Nachfolgend soll auf die ab dem 1.7.2008 in 
Kraft getretenen Änderungen eingegangen werden:

Beitragssatz: Der allgemeine Satz steigt auf 1,95 % 
(vorher: 1,7 %) bzw. für Kinderlose, die das 23. Le-
bensjahr bereits vollendet haben, auf 2,2 % (vorher: 
1,95 %). Arbeitgeber und Arbeitnehmer tragen diese 
Beiträge je zur Hälfte, nur der Beitragszuschlag für 
Kinderlose (0,25 %) ist vom Arbeitnehmer allein zu 
tragen. Im Bundesland Sachsen gilt – wie bisher – eine 
abweichende Regelung bei der Verteilung der Bei-
tragslast zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern: 
Der Arbeitnehmer trägt 1,475 % (bzw. kinderlose 
Arbeitnehmer nach Vollendung des 23. Lebensjahres 
1,725 %) und der Arbeitgeber 0,475 %.

Verbesserungen bei den Leistungen: Mit der Pfl e-
gereform werden die unterschiedlichen Leistungs-
beträge zunächst in drei Schritten erhöht. Zukünftig 
wird ab dem Jahr 2014 alle drei Jahre regelmäßig eine 
Anpassung (Dynamisierung) der Leistungen durch die 
Bundesregierung geprüft. Einer der Schwerpunkte der 
Leistungserhöhungen liegt auf dem Bereich der ambu-
lanten Leistungen. Wird die Pfl ege durch Pfl egefach-
kräfte erbracht, besteht ein Anspruch auf häusliche 
Pfl egehilfe. 
Mit der Reform sollen die Leistungen für Demenz-
kranke, psychisch Kranke und geistig behinderte Men-
schen verbessert werden. Sie erhalten künftig statt 460 
bis zu 2.400 Euro jährlich, auch wenn sie körperlich 
noch fi t sind. Erstmals sollen zudem die Pfl egesätze 
schrittweise erhöht werden. 
Im ambulanten Bereich steigen demnach die Leistungen 
in Pfl egestufe eins bis zum Jahr 2012 schrittweise von 
monatlich 384 auf 450 Euro, in Pfl egestufe zwei von 
monatlich 921 auf 1.100 Euro und in der Pfl egestu-
fe drei von 1.432 auf 1.550 Euro. Bei den stationären 
Pfl egesätzen soll die Stufe drei von 1.432 auf 1.550 
Euro und von 1.688 auf 1.918 Euro in Härtefällen an-
gehoben werden. 

Einführung einer Pfl egezeit für Beschäftigte: Ab 
1.7.2008 wird für Angehörige von Pfl egebedürftigen 
ein Anspruch auf eine Pfl egezeit eingeführt. Bei Be-
trieben mit mehr als 15 Beschäftigten kann sich ein 
Arbeitnehmer für die Dauer von bis zu 6 Monaten von 
der Arbeit freistellen lassen. In dieser Zeit bezieht er 
kein Gehalt. 
Die soziale Absicherung in der Rentenversicherung 
ist nach Maßgabe des geltenden Rechts gewährleis-
tet. Wo keine anderweitige Absicherung (insbeson-
dere Familienmitversicherung) besteht, gewährt die 
Pfl egeversicherung einen Beitragszuschuss in Höhe 
des Mindestbeitrages zur Kranken- und Pfl egeversi-
cherung. In der Arbeitslosenversicherung gilt für die 
Pfl egezeit eine vergleichbare Rechtslage wie bei der 
Inanspruchnahme von Elternzeit. Bei der Pfl egezeit 
zahlt die Pfl egeversicherung Beiträge zur Fortführung 
der Versicherung. 
Tritt der Pfl egefall unerwartet ein, wird den Beschäf-
tigten neben dem Anspruch auf Pfl egezeit ein Anspruch 
auf kurzzeitige Freistellung für bis zu 10 Arbeitstage 
eingeräumt. 

Pfl egestützpunkte: Bei dem in der Koalition lange 
umstrittenen Punkt der Einführung von Pfl egestütz-
punkten sieht der geänderte Gesetzentwurf nun vor, 
dass diese auf Initiative eines Landes eingerichtet wer-
den können. In den Stützpunkten sollen Bürger Infor-
mationen über Pfl egeleistungen, -einrichtungen usw. 
erhalten. 

Prüfung für Pfl egeeinrichtungen: Die Qualitätsprü-
fung der Pfl egeeinrichtungen wird verschärft. Der Me-
dizinische Dienst der Krankenkassen wird demzufolge 
bis Ende 2010 jede Einrichtung mindestens ein Mal 
und ab 2011 jährlich in der Regel unangemeldet über-
prüfen. Stärker berücksichtigt werden sollen dabei der 
Pfl egezustand und die Zufriedenheit der pfl egebedürf-
tigen Person. Zudem sollen die Ergebnisse veröffent-
licht werden. 
An „gut sichtbarer Stelle, etwa im Eingangsbereich 
der Einrichtung“ sollen ferner eine Zusammenfassung 
der aktuellen Prüfergebnisse sowie eine leicht ver-
ständliche Bewertung in Form einer Ampel oder mit 
Sternen erfolgen. 


